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I. ZIEL DER BEBAUUNGSPLANAUFSTELLUNG 
 
 Für das Gebiet „ZERGLE I“ wird zur Bereitstellung von Wohnbauland ein Bebau-

ungsplan aufgestellt. Der Bebauungsplan wird aus dem Rahmenkonzept „ZERGLE“ 
entwickelt, mit dem die frühzeitige Bürgerbeteiligung durchgeführt wurde. 

 
II. RAHMENKONZEPT ZERGLE  
 
 Bei dem Gebiet Zergle handelt es sich um eine ca. 6,5 ha große, überwiegende 

Grün- und Brachfläche, die, nachdem das Sägewerk Bauer geschlossen wurde und 
die Gärtnerei an der Riedstraße aufgegeben werden soll, einer Wohnbebauung zuge-
führt wird. Mit der Entwicklung dieses Gebietes wird die Bebauung der größten noch 
vorhandenen zentrumsnahen Freifläche von Wollmatingen vorbereitet. 

 Das Gebiet des Rahmenkonzeptes befindet sich in unmittelbarem südlichen An-
schluss an den Ortskern von Wollmatingen zwischen der Bebauung entlang der Ra-
dolfzeller Straße im Norden, dem Baugebiet Gerstäcker-Lindenbühl im Westen, den 
Baugebieten Öhmdwiesen und Öhmdwiesen II im Süden und der Riedstraße im Os-
ten. 

 
Im Rahmenkonzept werden in erster Linie die Anbindung an die äußere Erschlie-
ßung, die innere Erschließung, die Grün- und Freiflächen innerhalb des Gebietes so-
wie die Vernetzung mit den angrenzenden Grünräumen, die Lage der erforderlichen 
infrastrukturellen Einrichtungen und die Baufelder definiert, um Probleme bei der spä-
teren Entwicklung von Teilbebauungsplänen auszuschließen. 
Es sollen eine angemessene Verdichtung erreicht und sinnvolle Übergänge zur vor-
handenen Bebauung geschaffen werden; die zu planende Bebauung muss einerseits 
betreffend Typologie und Höhe auf die Umgebung reagieren, andererseits ist eine 
Fortführung der Baustruktur wie z.B. in Öhmdwiesen II nicht erwünscht. Im Mittel-
punkt soll der verdichtete Einfamilienhausbau stehen. 
Es werden großzügige, zusammenhängende Grün- und Freiflächen entwickelt, die 
neben ihrer ökologischen Funktion als multifunktionale Räume für Spielen und Frei-
zeitgestaltung den zukünftigen Bewohnern zur Verfügung stehen in sinnvoller Zuord-
nung zu den erforderlichen infrastrukturellen Einrichtungen. 
 
Die Bebauung und Erschließung wird so angeordnet, dass die Realisierung in mehre-
ren, jeweils in sich geschlossenen Abschnitten erfolgen kann. Das Grundgerüst muss 
so flexibel sein, dass Gestaltungsspielräume bei der Verwirklichung der einzelnen 
Abschnitte offen bleiben. 
 
Die Erschließung des Gebietes ist nur über einen längeren Zeitraum möglich in Ab-
hängigkeit von der Realisierung der Verbindungsstraße Wollmatinger Straße / Ober-
lohnstraße (Verkehrsfreigabe am 25.10.2003) und der Westtangente (Verkehrsfrei-
gabe 24.06.2013). Bis dahin können über den Mühlenweg noch ca. 40 Wohneinhei-
ten erschlossen werden, für die auf dem Grundstück des ehemaligen Sägewerks 
Bauer ein erster Bauabschnitt gebildet werden soll.  

 
II.1 STÄDTEBAULICHES KONZEPT 
 

Nach dem Planungsprogramm steht der verdichtete Einfamilienhausbau im Mittel-
punkt. Ein qualitätvolles und nutzerfreundliches Wohnumfeld soll durch ein die Be-
bauung gliederndes anspruchsvolles Grün- und Freiflächenkonzept sichergestellt 
werden. 
Es sollen unterschiedliche Bau- und Eigentumsformen sowie verschiedener Woh-
nungstypen und –größen gemischt werden, Geschosswohnungsbau soll nur in zu-
rückhaltendem Umfang in Übergangsbereichen in kleinen Einheiten (wie Urisberg I) 
vorgesehen werden. 
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Nahezu alle Gebäude sind nach Süd-Südwest ausgerichtet, um ohne Probleme z.B. 
Solaranlagen, Niedrigenergiehäuser oder Passivhäuser errichten zu können. 

 
 Das städtebauliche Konzept wird getragen von ausgeprägten grünen Achsen in nord-

südlicher und in ostwestlicher Richtung, die sich in der Gebietsmitte kreuzen. In den 
grünen Achsen liegt ein vom Fahrverkehr weitgehend unabhängiges Fußwegenetz, 
das von allen Seiten auf kurzem Wege erreichbar ist und alle wichtigen infrastruktu-
rellen Einrichtungen verbindet. 

 Durch die grünen Achsen und an den äußeren Rändern angeordnete Erschließungs-
straßen entstehen unterschiedlich große Baufelder, die flexibel ausgestaltet werden 
können. Die in den verschiedenen Feldern im Rahmenkonzept vorgestellten Gebäu-
detypen sind im Rahmen des entwickelten Rasters austauschbar. Ebenso variabel 
sind die Möglichkeiten der Feinerschließung innerhalb der einzelnen Baufelder, ab-
hängig insbesondere von der Art der Unterbringung des ruhenden Verkehrs. 

 
II.2 ERSCHLIESSUNG 
 
II.2.1 STRASSEN 
 

Die Baufelder westlich der Nord-Süd verlaufenden Grünachse werden über den Müh-
lenweg erschlossen. Da die Einmündung des Mühlenweges in die Radolfzeller Stra-
ße sehr beengt ist, wird eine zweite Anbindung geschaffen, die auf der Höhe des 
Dorfbachweges nach Osten abzweigt und über das Grundstück Flst. Nr. 8370 an ei-
nem relativ übersichtlichen Punkt an die Radolfzeller Straße angebunden ist. Diese 
Straße ( Zimmererweg) muss im Bereich der Querung der grünen Achse so gestaltet 
werden, dass er für die querenden Radfahrer und Fußgänger keinen Gefahrenpunkt 
darstellt. 
 
Über diese neue Anbindung an die Radolfzeller Straße werden auch die Baufelder im  
mittleren Teil des Gebietes durch einen ergänzenden, nach Süden abzweigenden 
Stichweg erschlossen, der auf der Höhe des Zergleweges am Ende der Ost-West 
verlaufenden Grünachse in einen kleinen Platz mündet. An diesen Platz wird auch 
der Zergleweg angeschlossen, so dass die Einmündung des Zergleweges in die 
Riedstraße zur Entschärfung des gefährlichen Knotenpunktes für den Fahrverkehr 
aufgehoben werden kann. Für Fußgänger und Radfahrer kann sie in verminderter 
Breite erhalten bleiben.  
 
Zur Erschließung des Gärtnereigeländes wird eine neue, vom Knotenpunkt Radolfzel-
ler Straße abgelöste Anbindung an die Riedstraße durch Verlängerung des in Ost-
West-Richtung verlaufenden Teilstücks der Brandenburger Straße geschaffen. Die 
neue Anbindung an die Riedstraße kann einen Beitrag leisten zur Entspannung der 
weiter südlich vorhandenen, zum Teil überlasteten Anschlusspunkte. Auf eine Ver-
knüpfung zur Radolfzeller Straße wird verzichtet, um ungewollte Durchgangsverkehre 
von vornherein auszuschließen. 
 
Für die Erschließung der einzelnen Baufelder ist ein untergeordnetes Feinerschlie-
ßungsnetz erforderlich, das je nach Gebäudetypen und der Art der Unterbringung der 
Stellplätze auszugestalten ist. 
 
 
 
 



 

Seite 4 von 18 

 

II.2.2 FUSS- UND RADWEGE 
 
 Das Rahmenkonzept sieht ein vielfältiges Fuß- und Radwegenetz vor. Neben dem 

weitgehend unabhängigen Wegenetz innerhalb der grünen Achsen sind weitere Ver-
bindungen aufgenommen: 
� zwischen dem Ende des Mühlenweges und der Mannheimer Straße (bestehender 

Weg), 
� zwischen dem Ende des Mühlenweges und der Grünachse nördlich der Kinderta-

gesstätte 
� zwischen Zergleweg und Brandenburger Straße (bestehender Weg), 
� Das Feinerschließungsnetz innerhalb der einzelnen Baufelder wird an die grünen 

Achsen mit Fußwegen angeschlossen. 
 

II.2.3 PARKPLATZ RÖSSLE UND (EDEKA) jetzt Lidl 
 

Zur Zeit befindet sich ein vom Mühlenweg aus erschlossener Parkplatz für das Gast-
haus Rössle und den (Edekamarkt) Lidl südlich dieser Gebäude. Der Zuschnitt und 
die Zufahrt des Parkplatzes sind durch die derzeitigen Grundstücksverhältnisse als 
ungünstig zu bezeichnen. Der Eigentümer dieses Grundstückes und die angrenzen-
den Eigentümer haben im Rahmen einer privaten Grundstücksarrondierung eine Op-
timierung des Grundstückzuschnitts erreicht. 

 
II.2.4 LEITUNGEN 
 
 Im Gebiet des Rahmenkonzeptes befinden sich eine Vielzahl von Leitungen, zum Teil 

sind sie nicht bzw. nur mit einem nicht zu vertretenden Aufwand zu verlegen.  
 
 ABWASSER 

Der große Abwassersammler, der das Gebiet von Norden nach Süden durchzieht 
sowie der vom Mühlenweg kommende, der auf Höhe des Zergleweges in die Nord-
Süd verlaufende Leitung einmündet, können nicht verlegt werden und sind bei der 
Planung zu berücksichtigen. 

 
 WASSERVERSORGUNG 
 Die Wasserleitung, die sich im Zergleweg befindet, kann nach den vorliegenden Pla-

nungsüberlegungen erhalten bleiben. 
 
GAS 
Die neben der Wasserleitung liegende Gasleitung, die das Wohngebäude Zergleweg 
6 in der Mitte des Gebietes versorgt, kann ebenfalls erhalten bleiben. 

 
 STROM 

Im südlichen Teil des Sägereigrundstückes quert eine Kabeltrasse in Ost-West-
Richtung das Gebiet. Diese Leitung kann ebenfalls erhalten bleiben.  
Die Versorgung des Wohngebäudes Zergleweg 6 muss verlegt werden. Dies kann im 
Zusammenhang mit der Versorgung der neu geplanten Gebäude erfolgen. 
Eine Übersicht über die im Gebiet vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen ist 
der Begründung als Anlage beigefügt. 
 
Die für die Versorgung des Gebietes erforderliche Trafostation am Mühlenweg wird 
nach Süden unmittelbar neben den Wendehammer verlagert. 
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II.3 INFRASTRUKTUREINRICHTUNGEN  
  

Im Bereich des Rahmenkonzeptes ist ein Bewohnerzentrum in Kombination mit Kin-
dertagesstätte und Kindertreff, evtl. Raum für kulturelle Zwecke bzw. Mehrfachnut-
zungen vorzusehen. Da diese Einrichtungen einen erheblichen Flächenbedarf haben 
– insbesondere durch die Vorgabe, dass sie an die zusammenhängenden Grünstruk-
turen angelagert werden sollen, um diese als erweiterte Freifläche mitnutzen zu kön-
nen –, hängt das Rahmenkonzept und der städtebauliche Entwurf wesentlich von de-
ren Standort ab. 

 Da die Einrichtungen für den gesamten Bereich Öhmdwiesen bereitgestellt werden 
sollen und für das Bewohnerzentrum Haushaltsmittel in die mittelfristige Finanzpla-
nung ab dem Jahr 2005 aufgenommen worden sind, ist es sinnvoll, einen Standort 
innerhalb eines ersten Bauabschnittes vorzusehen, also im Bereich Mühlenweg. Au-
ßerdem erscheinen insbesondere die Standorte im Bereich der jetzigen Gärtnerei 
Degen oder in unmittelbarem Anschluss an die bestehende Bebauung an der Radolf-
zeller Straße aufgrund ihrer Randlage nicht sinnvoll. 
Es wurden vorrangig drei Standorte am Mühlenweg untersucht: 
 

� Lage unmittelbar angrenzend an Öhmdwiesen II und die Bebauung an der Bran-
denburger Straße ganz im Süden der Sägerei Bauer, 

� Lage unmittelbar angrenzend an das Gasthaus Rössle ganz im Norden des Berei-
ches, 

� Lage in der Mitte des Bereiches an der grünen Achse. 
 
Nach Abwägung der Vor- und Nachteile wurde dem erstgenannten Standort ganz im 
Süden des Bereiches aus nachfolgenden Gründen der Vorzug gegeben und in die 
weitere Planung aufgenommen: 
 

� Bewohnerzentrum und Kindertagesstätte bilden den Verknüpfungspunkt für alle 
Bereiche der Öhmdwiesen. 

� Sie sind von allen Seiten über Fußwege erschlossen. 
� Die Fahrerschließung ist sowohl von Norden über den Mühlenweg als auch von 

Süden über die Mannheimer Straße aus möglich, ohne dass eine Verknüpfung 
der Straßen erforderlich wird. 

� Die neuen Baufelder werden vom „Ortskern“ aus entwickelt, und nicht als Erweite-
rung von „Öhmdwiesen II“. 

� Die Fläche befindet sich insgesamt in städtischem Eigentum; sie wurde nicht zu 
Wohnbaulandpreisen erworben. 

 
Zur Zeit befindet sich ein Jugendtreff im Gebäude der Sägerei Bauer, dieser soll wei-
ter genutzt werden können, bis ein neuer Jugendtreff im Berchengebiet realisiert ist. 

 
II.4 GRÜN- UND FREIFLÄCHEN, SPORT- UND SPIELFLÄCHEN 

 
Mit den geplanten grünen Achsen wird ein gebietsinternes Grün- und Freiflächenkon-
zept entwickelt, das den zukünftigen Bewohnern für Freizeit- und Sportaktivitäten zur 
Verfügung steht, die Bebauung angemessen gliedert und mit den umliegenden Grün-
strukturen vernetzt ist. 
Die Achsen (öffentliche Grünflächen) sind in Teilen so breit, dass in ihnen Spielplät-
ze, Spielwiesen und sonstige Aufenthaltsbereiche gestaltet werden können. Einzelne 
Bereiche sollen platzartig angelegt und z.B. mit wassergebundenen Decken versehen 
werden, andere Bereiche als offene Wiesen, wieder andere mit dichten Baumdä-
chern. 
Eine besondere Bedeutung erhält die Grünachse im Umfeld der Kindertagesstätte 
und des Bewohnerzentrums. 
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Im südlichen Übergangsbereich zu Ohmdwiesen II ist ein offenes Spielfeld angeord-
net, ein normgerechter Bolzplatz soll wegen der auf allen Seiten angrenzenden 
Wohnbebauung nicht vorgesehen werden. 
 
Als belebendes Element soll in die zentralen Grünflächen mindestens ab der Ach-
senmitte nach Süden ein Bachlauf integriert werden. In diesen Bach sollen auch die 
anfallenden Oberflächenwässer geführt werden. Der Bachlauf mündet in den im Be-
reich Öhmdwiesen II vorhandenen Graben. 

 
II.5 BEBAUUNG 
 

Die vorhandene, umgebende Bebauung ist sehr heterogen, von aufgelockerten Ein-
familienhäusern im Westen und Nordosten, kleineren eingestreuten Mehrfamilien-
häusern, langen 4-geschossigen Zeilenbauten und 9- bis 10-geschossigen Hochhäu-
sern an der Brandenburger Straße bis zu 5-geschossigem großvolumigem Woh-
nungsbau in Öhmdwiesen II. 
 
Um dem Grundsatz, mit Grund und Boden sparsam umzugehen, gerecht zu werden 
und aufgrund der umfangreichen Grünflächen und Flächen für infrastrukturelle Ein-
richtungen, soll in den neuen Baufeldern eine möglichst hohe Dichte angestrebt wer-
den.  
Ausgehend vom Ortskern soll dies jedoch vorrangig in Form von verdichteter Einfami-
lienhausbebauung erfolgen, Geschosswohnungsbau ist nur in den Übergangsberei-
chen und auch dort nur in kleineren Einheiten vorgesehen. 

 
II.5.1 BEBAUUNG MÜHLENWEG 
 

In den vom Mühlenweg aus erschlossenen Baufeldern wird eine verdichtete Einfami-
lienhausbebauung überwiegend in Form von Doppelhäusern und Reihenhausgrup-
pen sowie wenigen Einzelhäusern vorgeschlagen. Die Abstände zwischen den Ge-
bäuden sind grundsätzlich so bemessen, dass eine zweigeschossige Bebauung zu-
züglich zurückversetztem Attikageschoss oder Dachgeschoss optimal besonnt wird. 
 
Zur Feinerschließung des südlichen Baufeldes wird eine Ringstraße ergänzt. 
 

II.5.2 BEBAUUNG MITTLERER BEREICH 
 
Im mittleren Bereich wird in unmittelbarem südlichen Anschluss auf die vorhandene, 
zum Teil recht kleinteilige Bebauung mit Doppelhäusern und Einfamilienhäusern rea-
giert.  
Südlich der Ost-West verlaufenden Erschließungsstraße werden überwiegend Rei-
henhäuser vorgeschlagen, um eine angemessene Dichte zu erreichen. Hier muss 
sowohl auf die intensive Bebauung im Süden an der Brandenburger Straße reagiert 
werden, gleichzeitig müssen aber die kleineren Gebäude im Osten berücksichtigt 
werden. Entsprechende Regelungen und Festsetzungen sind in den Bebauungsplan 
„Zergle II“, zudem dieser Planbereich gehört, aufgenommen worden. 

 
II.5.3 BEBAUUNG GÄRTNEREI 
 
 Für den Bereich der Gärtnerei wird eine Mischung von Reihenhäusern, Stadthäusern 

und Mehrfamilienhäusern vorgeschlagen.  
 Entlang der Riedstraße soll durch eine im Mittel III-geschossige Randbebauung mit 

kleineren Mehrfamilienhäusern eine neue Raumkante geschaffen werden. An der 
Brandenburger Straße wird die von Süden kommende Bauflucht aufgenommen und 
eine Reihe von III-geschossigen Stadthäusern vorgeschlagen. Auf den inneren Flä-
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chen werden vier Reihenhausgruppen angeordnet (siehe II. 5.2 Bebauungsplan „Zer-
gle II“. 

 
III. FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 
 
 Nach den Ausführungen im FNP ist in Konstanz von einem umgangreichen Wohn-

raumbedarf auszugehen. Der FNP verweist auf die Grundsätze des Regionalplans 
nach dem die Siedlungsentwicklung auf die Siedlungsbereiche zu konzentrieren ist, 
die auf die bestehenden und geplanten Einrichtungen des öffentlichen Personennah-
verkehrs und der Infrastruktur ausgerichtet sind. Nach diesen Anforderungen und un-
ter Berücksichtigung des Ergebnisses der landschafts-ökologischen Bewertung wur-
de das Gebiet Zergle als geplante Wohnbaufläche in den FNP aufgenommen. 

 Die Fläche entlang dem Mühlenweg (Grundstücke der Sägerei) und die Gärtnerei im 
Osten an der Riedstraße sind im FNP als Wohnbauflächen dargestellt. 

 
IV. GRUNDERWERBSMODELL 
 
 Nach dem Grunderwerbsmodell stellt die Stadt Konstanz dann Bebauungspläne auf, 

wenn sich 60 % der Fläche im Eigentum der Stadt befindet. Zwischenzeitlich konnte 
die Stadt das Grundstück der aufgegebenen Sägerei Bauer erwerben. Damit und mit 
den wenigen anderen städtischen Grundstücken sind bezogen auf das Gesamtgebiet 
„Zergle“ 48 % der Fläche in städtischem Eigentum.  

 Bezogen auf das vorliegende Bebauungsplangebiet „ZERGLE I“ befinden sich ca.  
64 % der Fläche im Eigentum der Stadt (Stand: öffentliche Auslegung). 

 
V. LAGE UND GRÖSSE DES BEBAUUNGSPLANGEBIETES „ZERGLE I“ 
 
 Das Gebiet „ZERGLE I“ umfasst die Grundstücke des ehemaligen Sägewerks Bauer 

sowie die nördlich daran angrenzenden Flächen bis zur Radolfzeller Straße. Eben-
falls einbezogen ist die für die zweite Anbindung an die Radolfzeller Straße erforderli-
che Erschließungsstraße (Zimmererweg) mit der nördlich von dieser angeordneten 
Bebauung.  
Im Westen ist das Gebiet begrenzt vom Mühlenweg und dem Baugebiet Gerstäcker-
Lindenbühl, im Süden von der Mannheimer Straße und dem das Baugebiet Öhmd-
wiesen II im Norden abschließenden Fußweg, im Südosten vom Baugebiet Öhmd-
wiesen. Die Abgrenzung ist im einzelnen dem Lageplan zu entnehmen. 

 
 Das Planungsgebiet umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 4,04 ha. 
 
V.1 BAUGRUND 
 
 1970 wurde in Wollmatingen für die Planung eines Abwasserhauptsammlers eine 

Baugrunduntersuchung durchgeführt. Fünf der damals insgesamt neun niederge-
brachten Bohrungen liegen im Gebiet des Bebauungsplanes Zergle. 

 
 Der Untergrundaufbau stellt sich anhand der Bohrungen wie folgt dar: 
 Die oberste Schicht besteht aus 0,30 m Mutterboden bzw. bis zu 0,60 m Mutterboden 

mit Auffüllung aus kiesigem Material. Im südlichen Bereich (auf dem Flurstück 
7513/1) wurde eine Auffüllung mit Bauschutt von ca. 1,50 m Stärke angetroffen. 

 Die darunter liegenden Schichten bestehen bis zur Aufschlusstiefe von ca. 7,00 m 
überwiegend aus sandigem, kiesigem Schluff, der im nördlichen Bereich von Kies-
schichten und im südlichen Bereich von Tonschichten unterschiedlicher Mächtigkeit 
durchsetzt bzw. überlagert wird. 

 
 Insgesamt ist der vorgefundene Schichtaufbau von Bohrung zu Bohrung sehr unter-

schiedlich und lässt keine Gesamtbeurteilung des Baugrundes zu. 
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 Das Baugrundgutachten kann bei den EBK eingesehen werden. 
 
VI. ANGRENZENDE BEBAUUNGSPLÄNE 
 
 Das Planungsgebiet ist von rechtskräftigen Bebauungsplänen umgeben: 
 

im Nordosten: 
� Bebauungsplan „Überlängerbohl“,    in Kraft getreten am 28.06.1988 

 
im Süden: 
� Bebauungsplan „Öhmdwiesen Ost“,  in Kraft getreten am 18.07.1964 
� Bebauungsplan „Öhmdwiesen II“,      in Kraft getreten am 03.02.1993 
� Bebauungsplan „Zergle, II“                 in Kraft getreten am 23.02.2006 
 
im Westen 
� Bebauungsplan „Gerstäcker II, Abschnitt C Eichbühlstraße“, in Kraft getreten am 

19.01.2000. 
 
VII. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 
 
VII.1 ERSCHLIESSUNG 
 
VII.1.1 STRASSEN 
 

Das Planungsgebiet wird über den Mühlenweg und eine neue, nach Osten auf der 
Höhe des Dorfbachweges abzweigende Anbindung an die Radolfzeller Straße er-
schlossen (Zimmererweg).  
Der Mühlenweg bleibt im wesentlichen in seinem jetzigen Ausbaustandard erhalten 
mit einer Breite von 5,5 m. Im nördlichen Teilstück bis zum Dorfbachweg hat er auf-
grund der zur Verfügung stehenden Grundstücksbreite nur einen einseitigen Geh-
weg, ab dem Dorfbachweg nach Süden werden beidseits 2,0 m breite Gehwege – 
soweit noch nicht vorhanden – ergänzt. 
Die abzweigende Straße zur Radolfzeller Straße ist mit einer Breite von 5,5 m und ei-
nem einseitigen, 1,5 m breiten Gehweg geplant. Diese Erschließung ist u.a. auch 
dringend in der Bauphase erforderlich, damit nicht sämtliche Fahrzeuge nur über den 
Anschluss Mühlenweg – Radolfzeller Straße an- und abfahren können. 
Die davon südlich liegenden Baufelder werden mit kleinen Ringstraßen erschlossen. 
Das nördlich liegende Baufeld wird mit einer kurzen Stichstraße, die südlich des 
Parkplatzes für den Lebensmittelmarkt und das Gasthaus Rössle angelegt wird, an-
gebunden. Da die Bebauung dieses Baufeldes aufgrund der Vorbelastung durch vor-
handene Leitungen bereits eingeschränkt ist und trotzdem befriedigende Wohnver-
hältnisse geschaffen werden sollen, ist eine alternative Erschließung durch eine 
Stichstraße von Süden nicht berücksichtigt worden. 
 

 
VII.1.2 FUSS- UND RADWEGE 
 
 Innerhalb der grünen Achsen werden vom Fahrverkehr unabhängige Fuß- und Rad-

wege angelegt. Der nach Norden verlaufende Fuß- und Radweg war über das 
Grundstück Flst. Nr. 8362/1 geplant und führt nach Fertigstellung über das Grund-
stück Flst. Nr. 10483 der Stadt Konstanz zur Radolfzeller Straße, und ist insbesonde-
re für den Weg zur Schule von Bedeutung. Er wird für den Fuß- und Radweg mit ei-
nem 2,0 m breiten Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit gesichert.  

 Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden Bedenken gegen das festgesetzte 
Gehrecht vorgetragen. Es wird deshalb nochmals betont, dass das Gehrecht nicht 
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mitten über den Parkplatz (Edeka-Markt heute Lidl) verläuft, sondern östlich des Ede-
ka-Marktes entlang der östlichen Grundstücksgrenze. Dieses Gehrecht ist eine Fort-
setzung des in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Hauptfußweges durch die in gleicher 
Richtung verlaufende Grünzone. Er ist aus städtebaulichen Gründen dringend erfor-
derlich insbesondere als sichere Fußwegverbindung zu Schule und Kindergarten. 

 Ein weiterer Fußweg wird nördlich der geplanten Kindertagesstätte vom Mühlenweg 
zur Grünachse geführt. Der vorhandene Fußwege vom Ende des Mühlenweges zur 
Mannheimer Straße wird in die Planung aufgenommen. 

 
VII.1.3 PARKIERUNG UND STELLPLÄTZE 
 
 Die geplanten Straßenbreiten von mindestens 5,0 m lassen das Parken auf öffentli-

chen Verkehrsflächen zu, mit Ausnahme eines schmalen Ringweges. Zusätzlich wer-
den öffentliche Stellplätze an zwei Stellen am Mühlenweg (insgesamt 12 Stellplätze) 
aufgenommen. 

 
 Die für die Wohnbebauung erforderlichen Stellplätze sind auf den Baugrundstücken 

nachzuweisen. Im Bebauungsplan sind die Garagenstandorte nicht im einzelnen 
festgesetzt. Alternativ können sie als eigenständige Gebäude, als Anbauten, in die 
Wohngebäude integriert oder als Tiefgaragen errichtet werden. Die Lage der Stell-
plätze ist ebenfalls nicht festgesetzt. Aus Gründen des Bodenschutzes sind Stellplät-
ze wie auch Garagenzufahrten in wasserdurchlässigem Material herzustellen 

 
 Da erfahrungsgemäß im Mittel mehrere Fahrzeuge je Haushalt vorhanden sind, wer-

den je Wohneinheit 1,5 Stellplätze gefordert. Sofern genügend Platz vor den Garagen 
zur Verfügung steht, können die Garagenvorplätze auf die erforderliche Stellplatzzahl 
angerechnet werden. 

 
VII.1.4 WASSERVERSORGUNG 
 
 Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an das bestehende Leitungsnetz sicher-

gestellt. 
 
VII.1.5 ABWASSERBESEITIGUNG UND OBERFLÄCHENENTWÄSSERUNG 
 
 Das Planungsgebiet „Zergle I“ wird im modifizierten Trennsystem entwässert. Das 

anfallende Schmutzwasser wird an den das Erschließungsgebiet durchquerenden 
Hauptsammler „Universität“ angeschlossen. Der Hauptsammler fließt direkt zur Klär-
anlage, d.h. es findet keine Durchmischung des im Gebiet anfallenden Schmutzwas-
sers mit nicht vorentlastetem Mischwasser statt. 

 
 Das im Gebiet anfallende Oberflächenwasser von öffentlichen und privaten Flächen 

wird in Regenwasserkanälen gesammelt und an verschiedenen Punkten in die ge-
plante, in der öffentlichen Grünachse verlaufende offene Rinne eingeleitet. Um eine 
möglichst flache, mit geringer Tiefe verlaufende Regenwasserrinne planen zu kön-
nen, müssen die erforderlichen Regenwasserkanäle unter Dauerstau betreiben wer-
den. Dies führt zu keinen nennenswerten betrieblichen Nachteilen. Die Entwässe-
rungsrinne wird am südlichen Rand des Planungsgebietes an die bestehende Ent-
wässerungsmulde des Baugebietes „Öhmdwiesen II“ angeschlossen. Im nördlichen 
Teil der Grünachse wird das Regenwasser in einer gepflasterten Rinne geführt. Mit 
Hilfe kleinerer Schwellen wird die im Gelände vorhandene Gefälleneigung von ca. 4 
% überwunden. 

 Um zu vermeiden, dass die Rinne südlich des Grünachsenkreuzes nur während des 
Regenereignisses Wasser führt, wird Wasser aus der im Mühleweg vorhandenen 
Wasserleitung eines Trinkwasserbrunnens zugeführt. Weitere Ausführungen hierzu 
siehe Begründung zum Grünordnungsplan, Ziff. 4.2.2. 
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 Das vorgesehene Entwässerungskonzept wurde mit dem Landratsamt, Dezernat 

Umweltschutz und Wasserwirtschaft im Grundsatz abgestimmt. Das erforderliche 
wasserrechtliche Genehmigungsverfahren wird rechtzeitig durchgeführt. 

 
VII.1.6 LEITUNGEN UND LEITUNGSRECHTE 
 
 Im Planungsgebiet sind eine Reihe von Leitungen vorhandenen, für die, soweit sie 

nicht in öffentlichen Verkehrs- oder Grünflächen liegen, Leitungsrechte zugunsten der 
Versorgungsträger im Plan ausgewiesen sind. Die Leitungen sind unter Ziff. II.2.4 
aufgeführt und in der Anlage zeichnerisch dargestellt.  

 
 Die Eigentümer der von den Leitungsrechten betroffenen Grundstücke dürfen keine 

Maßnahmen vornehmen, die den Bestand und die Betriebssicherheit der Anlagen ge-
fährden. Der jederzeitige Zugang zu den Leitungen und Schächten ist zu gewährleis-
ten. 

 Im Bereich der Leitungsrechte sind Gebäude und Nebenanlagen unzulässig, ausge-
nommen Stellplätze. Garagen bzw. Carports sind ausnahmsweise dann zulässig, 
wenn die Bauteile (Gewicht max. 2 t), die sich innerhalb des Leitungsrechts befinden, 
jederzeit vom Leitungsträger entfernt werden können. Die Kosten trägt in diesem Fal-
le der Grundstückseigentümer. 

 Bei der Gründung von Gebäuden in der Nähe der Leitungen sind diese und deren 
Tiefenlage besonders zu beachten. 

 
VII.2 BEBAUUNG UND NUTZUNG 
 
 Die wesentlichen Ziele und Auswirkungen der Bebauung sind in den Ziffern II.1 – 

Städtebauliches Konzept - und Ziffer II.5 ff. – Bebauung – bereits beschrieben. 
 
 
VII.2.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 
 Die neu geplanten Wohngebäude werden in einem Allgemeinen Wohngebiet (WA) 

gemäß § 4 BauNVO festgesetzt.  
 Die in den Bebauungsplan einbezogene vorhandene Bebauung an der Radolfzeller 

Straße wird entsprechend ihrer Nutzung bzw. der Umgebungsbebauung als Misch-
gebiet gemäß § 5 BauNVO ausgewiesen. Aufgrund der unmittelbaren Nachbarschaft 
der Grundschule werden Vergnügungsstätten aller Art ausgeschlossen. Ebenfalls 
ausgeschlossen werden Tankstellen.  

 Für das Mischgebiet am Einmündungspunkt des Mühlenweges in die Radolfzeller 
Straße wird nur die Art der baulichen Nutzung sowie die überbaubare Grundstücks-
fläche festgesetzt, nicht aber das Maß der Nutzung. Bauvorhaben in diesem Bereich 
richten sich also im übrigen nach § 34 BauGB. 

 
.VII.2.2 FLÄCHE FÜR DEN GEMEINBEDARF 
 
 Im Süden des Planungsgebietes ist eine Fläche für den Gemeinbedarf für eine Kin-

dertagesstätte und ein Bewohnerzentrum ausgewiesen. Festsetzungen über das 
Maß der Nutzung, die Bauweise usw. sind hier nicht aufgenommen, um einen ausrei-
chenden Spielraum für die zukünftige architektonische Gestaltung offen zu halten. 

 
VII.2.3 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG, ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 

UND BAUWEISE 
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 Das Maß der baulichen Nutzung ist so festgesetzt, dass ein angemessener Übergang 
zur bestehenden Bebauung geschaffen wird. Dies betrifft sowohl die Bauweise, die 
zulässige Zahl der Vollgeschosse als auch die Dachneigung.  

 
 In den nördlich der Ost-West gerichteten Grünachse bzw. der neuen Erschließungs-

straße liegenden Baufeldern sind zweigeschossige Gebäude mit in der Regel 25° bis 
30° geneigten Dächern festgesetzt. Nördlich der neu en Erschließungsstraße sind in 
Anlehnung an die vorhandene Bebauung ausschließlich Einzel- und Doppelhäuser 
zugelassen. Im kleinen Baufeld nördlich der Grünachse sind, um das erforderliche 
Maß an Verdichtung zu erreichen, zwei kleinere Reihenhausgruppen aufgenommen.  

 
 Südlich der Grünachse sind unmittelbar entlang der Grünzüge ausschließlich Einzel- 

und Doppelhäuser zulässig, im übrigen Bereich sind nur Hausgruppen festgesetzt. 
Mit den hier möglichen Attikageschossen bei etwas größeren Gebäudehöhen und 
flacheren Dachneigungen wird ein maßvoller Übergang zu der mehrgeschossigen 
Flachdachbebauung in Öhmdwiesen II geschaffen. 

 
 Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen bestimmt. Um einen Ab-

stand von mindestens 15 m zwischen der zweigeschossigen Bebauung zu sichern, 
ist die Tiefe der überbaubaren Grundstücksfläche westlich der Nord-Süd gerichteten 
Grünachse in der Regel mit nur 10 m festgesetzt. Es wird davon ausgegangen, dass 
insbesondere bei Reihenhäusern dies durch die Breite der einzelnen Parzellen aus-
geglichen wird. Sofern zu der jeweils südlich angrenzenden überbaubaren Grund-
stücksfläche ein Abstand von mehr als 15 m eingehalten wird, dürfen die Baugrenzen 
für Balkone, Wintergärten, Erker o.ä. um maximal 2,0 m überschritten werden, da 
dann davon ausgegangen werden kann, dass die Nachbargrundstücke nicht beein-
trächtigt werden. 

  
 
VII.2.4 HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL AN WOHNEINHEITEN 
 
 Aufgrund der Problematik bei der Anordnung von Garagen und Stellplätzen in ausrei-

chender Anzahl sowie zur Sicherstellung des geplanten Baugebietstypes dürfen nicht 
mehr als zwei Wohneinheiten je Gebäude vorgesehen werden. Lediglich für das neu 
geplante Gebäude auf Grundstück Flst. Nr. 8362 jetzt Flst. Nr. 8362/2 sowie das in 
das Planungsgebiet eingezogene Gebäude an der Einmündung der neuen Erschlie-
ßungsstraße in die Radolfzeller Straße (Mischgebiet) sind die Zahl der Wohneinhei-
ten nicht begrenzt. 

 
VII.2.5 NEBENANLAGEN 
 
 Je Grundstück sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nur ein Neben-

gebäude mit einer Größenbegrenzung von max. 20 cbm zugelassen. Damit soll einer 
Vielzahl von sonst möglichen Schuppen, Gewächshäusern o.ä. und der Unterbre-
chung der Garten- und Grünzonen vorgebeugt werden. Dies ist insbesondere wegen 
der oben erwähnten Verzahnung der Durchgrünung geboten. 

 
VIII. GRÜNORDNUNG UND FREIFLÄCHENGESTALTUNG 
 
 Dem Bebauungsplan ist ein Grünordnungsplan beigefügt, erarbeitet vom Büro Faktor 

Grün, Denzlingen. Auf die Begründung zum Grünordnungsplan wird verwiesen. 
 
IX. EINGRIFFS-/ AUSGLEICHSBILANZIERUNG 
 
 Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzie-

rung vom Büro Faktor Grün, Denzlingen, erarbeitet und in die Abwägung eingestellt. 
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Der erforderliche Ausgleich kann nicht innerhalb des Planungsgebietes geleistet wer-
den. Auf die Ausführungen in der Begründung zum Grünordnungsplan wird verwie-
sen. 

 
 Im Folgenden werden das Ergebnis der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (Seite 20 

des GOP), die Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Planungsgebietes (Ziff. 5.4 des 
GOP) sowie die Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen (Ziff. 5.5 des GOP) wieder-
gegeben: 

 
ERGEBNIS DER EINGRIFFS-/AUSGLEICHSBILANZIERUNG 

 
Die Versiegelung durch die Erschließungsstraßen ist (nach Abzug der entsiegelten 
Flächen) nicht mit einem Eingriff verbunden, während für die Versiegelung auf den 
Baugrundstücken ein Eingriff von 5.100 m² Versiegelungsfläche verbleibt. Diesem 
Eingriff wird mit Verbesserungsmaßnahmen für die Schutzgüter OBERFLÄCHEN-
WASSER, ARTEN und BIOTOPE UND LANDSCHAFTSBILD/ERHOLUNG begegnet. 
Die Verbesserungsmaßnahmen beziehen sich im Wesentlichen auf die Aufwertung / 
Erweiterung des Zerglebaches, die Schaffung einer qualitätvollen, intensiv bepflanz-
ten Grünzone und die Anpflanzungen außerhalb des Planungsgebietes. Eingriffe in 
die Schutzgüter KLIMA und GRUNDWASSER sind nicht zu erwarten. 
Die Maßnahmen werden im Bebauungsplan festgesetzt und planungsrechtlich zuge-
ordnet. 
Vermeidbare Beeinträchtigungen werden unterlassen (Vermeidungsgebot). Die ver-
bleibenden unvermeidbaren Beeinträchtigungen können bei Durchführung der ge-
nannten Maßnahmen ausgeglichen werden. 

 
1.1 AUSGLEICHSMASSNAHMEN AUSSERHALB DES PLANUNGSGEBIETES 

  
 Da der Eingriff durch die genannten Maßnahmen innerhalb des Planungsgebietes 

nicht vollständig ausgeglichen werden kann, werden weitere Ausgleichsmaßnahmen 
außerhalb des Bebauungsplangebietes vorgesehen. 

 Auf der Ausgleichsfläche S3 (Biotopentwicklungsfläche im Flächennutzungs- und 
Landschaftsplan; Wiesenfläche seitlich des Mühlegrabens) sind Gehölzpflanzungen 
entlang des Weges und im Umfeld des Baches vorgesehen (s. Karte). 

 Geplant ist eine wegebegleitende Baumbepflanzung mit Walnussbäumen im Abstand 
von ca. 20 m (auf ca. 210 lfm) um noch ausreichend Blick auf den Mühlebach freizu-
halten. Im Umfeld des Baches sind punktuelle Bepflanzungen mit Strauchweiden (Sa-
lix purpurea, Salix caprea) an zwei Stellen vorgesehen (Flst. 7350, 7351, 10288, 
10289, 7352). 

 Die Anpflanzung ist mit Weiden regionaler Herkunft vorzunehmen. Zu empfehlen ist 
der Schnitt von Stecklingen aus dem unmittelbaren Umfeld. Ein Herkunftsnachweis 
ist der Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. 

 Die Ausgleichsfläche befindet sich im Besitz der Stadt Konstanz. Sie liegt innerhalb 
des Bebauungsplanes „Eichbühlstraße“ und wurde dort ebenfalls als Biotopentwick-
lungsfläche ausgewiesen, ohne jedoch die oben genannten Maßnahmen vorzusehen. 

 
1.2 ZUORDNUNG VON AUSGLEICHSMASSNAHMEN 
 
1.2.1 ALLGEMEINE GRUNDLAGEN 
 
Grundsätzlich können (und sollen) die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen den 
Eingriffsverursachern zugeordnet werden. Dabei ist immer zu unterscheiden zwi-
schen 

• den Eingriffen, die durch die Erschließungsstraßen verursacht werden und 
• den Eingriffen, die auf den einzelnen Baugrundstücken zu erwarten sind. 
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Der Teil der Eingriffe, der durch die Erschließungsstraßen verursacht wird, wird über 
die Erschließungsbeiträge abgerechnet. Der Teil der Eingriffe, der auf den Baugrund-
stücken stattfindet, wird über die von der Stadt Konstanz erlassene Kostenerstat-
tungssatzung abgerechnet. Auf Basis dieser Kostenerstattungssatzung können die 
Kosten der Ausgleichsmaßnahmen anteilig den Baugrundstücken zugeordnet und 
von den Bauherren eingefordert werden. 
Die Ausgleichsmaßnahmen, die auf den Baugrundstücken festgesetzt werden (Be-
pflanzungen, wasserdurchlässige Beläge etc.), werden von den jeweiligen Bauherren 
selber durchgeführt und getragen und erscheinen nicht in der Kostenbilanz. 

 
1.2.2 AUSGLEICHSMASSNAHMEN FÜR DIE EINGRIFFE DURCH DIE  

  ERSCHLIESSUNG 
 

 Entsprechend der durchgeführten Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung (...) können die 
mit dem Bau der Erschließungsstraßen verbundenen Eingriffe vollständig den geplan-
ten Entsiegelungsmaßnahmen zugeordnet werden. Für die Erschließung wird also 
kein Eingriff konstatiert, so dass diesbezügliche Ausgleichsmaßnahmen nicht geltend 
gemacht werden. 

 
 1.2.3 AUSGLEICHSMASSNAHMEN FÜR DIE EINGRIFFE AUF DEN 
  BAUGRUNDSTÜCKEN 
 

 Bezüglich des Schutzgutes boden verbleibt für die Eingriffe auf den Baugrundstücken 
ein Umfang von ca. 5100 m² (neu) versiegelter Fläche. Dieser Eingriff wird durch 
Verbesserungen für die anderen Schutzgüter innerhalb und außerhalb des Planungs-
gebietes ausgeglichen: 

 
� innerhalb des Planungsgebietes 

Maßnahmen innerhalb der Biotopentwicklungsfläche der von Nord nach Süd 
verlaufenden Grünzone 
-  Anpflanzungen der durchgehenden Baumreihe aus mittel- bis großkronigen 

Laubbäumen (ca. 32 Bäume) 
-  Erweiterung / Wasserbeschickung des Zerglebaches auf 130 lfm im südli-

chen Teil des Planungsgebietes; naturnahe Bepflanzung entlang des Zer-
glebaches 

 
� außerhalb des Planungsgebietes 

Biotopentwicklungsfläche S 3 gemäß FNP; Maßnahme auf Flst. 7350, 7351, 
10288, 10289, 7352. Anpflanzung von einer Walnussbaumreihe und Weiden 
(siehe Kap. 5.4) 

 
 Diese Maßnahmen dienen der ökologischen Aufwertung. Maßnahmen, deren 

Schwerpunkt vornehmlich gestalterischer Art ist, wie die Ausbildung der gepflasterten 
Regenwassermulde im nördlichen Teil der Grünzone oder die Anlage eines Brunnens 
auf dem zentralen Platz werden nicht als Ausgleichsmaßnahmen kostenmäßig gel-
tend gemacht. 

 Die genannten Ausgleichsmaßnahmen bilden eine sogenannte Sammelausgleichs-
maßnahme. Diese wird den Baugrundstücken, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, 
im Sinne des § 9 (1a) BauGB in Verbindung mit § 1a (3) BauGB zugeordnet. Die Ver-
teilung erfolgt aufgrund des in der Kostenerstattungssatzung begründeten Vertei-
lungsschlüssels. 

 
 1.2.4 ZUSAMMENFASSENDE DARSTELLUNG DER ZUORDNUNG 
 
 Zusammenfassend erfolgt die Zuordnung von Eingriffen und Ausgleich entsprechend 

der folgenden tabellarischen Darstellung: 
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EINGRIFF AUSGLEICHSMASSNAHME FINANZIERUNG DER 

AUSGLEICHSMASSNAHME 
Bau der Erschlie-
ßungsstraßen 

Nicht erforderlich Es fallen keine erschlie-
ßungsbeitragsfähigen Kosten 
an 

Eingriff auf den 
Baugrundstücken 
 
Gebäude/ 
Stellplätze/ 
Zufahrten etc. 

Sammelausgleichsmaßnahme 
 
Auf der Biotopentwicklungsflä-
che innerhalb des Planungsge-
biets und am Mühlebach auf der 
Biotopentwicklungsfläche S 3 
(gemäß FNP) außerhalb des 
Planungsgebietes (s. Kap. 5.4) 

Kostenerstattung auf Grund-
lage der von der Stadt Kon-
stanz erlassenen Kostener-
stattungssatzung 

 
X. Umweltbericht 

Mit dem Stichtag 20.07.2004 (und somit nach Satzungsbeschluss des Bebauungs-
plans „Zergle I“ im Jahr 2003) hat sich die Behandlung der umweltschützenden Be-
lange in der Bauleitplanung geändert [§ 1(6) Abs.7, 1a, 2(4), 2a, 4c, § 5 (5) sowie An-
lage zu § 2(4) und § 2a Baugesetzbuch]: Es wurde eine Umweltprüfung als obligato-
rischer Teil für die Aufstellung von Bebauungsplänen in das Bebauungsplanverfahren 
eingeführt. Bei der Neuaufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“ musste jetzt eine 
Umweltprüfung durchgeführt werden. Die Umweltprüfung bezieht sich auf die Prüfung 
der zu erwartenden Auswirkungen der Planung auf den Zustand im Plangebiet 2011 
und nicht auf den „ursprünglichen“ Zustand vor Aufstellung des Bebauungsplans 
„Zergle I“ im Jahr 2003. Mit der Umweltprüfung werden alle umweltrelevanten Belan-
ge zusammengefasst und in einem Umweltbericht den Behörden zur Stellungnahme 
vorgelegt. In einer so genannten Zusammenfassenden Erklärung (Umwelterklärung) 
wird dargelegt, in wieweit die Anregungen der Behörden Eingang in die Planung ge-
funden haben. Nach Realisierung der Planung soll im Rahmen der Umweltüberwa-
chung (§ 4c BauGB) – soweit von der Gemeinde festgelegt- eine Kontrolle hinsicht-
lich unvorhergesehener nachteiliger Umweltauswirkungen vorgenommen werden.  
 
EINGRIFFS-AUSGLEICH-BILANZ  
Da der Bebauungsplan „Zergle I“ aus dem Jahr 2003 ungültig ist, das Plangebiete je-
doch aufgrund der zwischenzeitlich errichteten Bebauung vollständig dem Innenbe-
reich zuzurechnen ist, richtet sich das zulässige Maß an Bebauung ohne Bebau-
ungsplan nach § 34 BauGB. Die im Bebauungsplan festgesetzten Bebauung über-
schreitet nicht den gemäß § 34 BauGB bereits zulässigen Eingriffsumfang. Darüber 
hinausgehende zusätzliche naturschutzrechtliche Eingriffe werden durch den Bebau-
ungsplan nicht vorbereitet. Da keine nicht bereits zulässigen Eingriffe vorbereitet 
werden, ist auch kein Ausgleich erforderlich. Auf eine spezielle Eingriff- Ausgleichsbi-
lanzierung wird aus diesem Grund im Umweltbericht verzichtet. 
 
UMWELTAUSWIRKUNGEN  
Erhebliche Umweltauswirkungen durch die Aufstellung des Bebauungsplans sind ins-
gesamt nicht zu erwarten, da die Planung bereits weitgehend umgesetzt ist bzw. der-
zeit in Umsetzung ist.  
 
ARTEN- UND GEBIETSSCHUTZ  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes werden auch keine Eingriffe vorbereitet, 
welche die Verletzung von Verbotstatbeständen des § 44 (1) BNatSchG wahrschein-
lich erscheinen lassen. 
Eine Verträglichkeit der Aufstellung des Bebauungsplans mit den Schutz- und Ent-
wicklungszielen des südwestlich außerhalb des Plangebietes gelegenen FFH-
Gebietes ist gegeben. 
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Die Belange des Umweltschutzes sind in dem beigefügten Umweltbericht vom 12.08. 
/ 26.08.2014 ergänzt und ausführlich dargestellt.  
 

VERKEHR 
• In der verkehrstechnischen Stellungnahme von Modus Consult vom 11.09.2003 sind 

für den Bereich zwischen der Schwaketenstraße und dem Mühlenweg für die Radolf-
zeller Straße 20.600 Kfz/24h als Istzustand 2003 ausgewiesen. Für den Mühlenweg 
an der Einmündung zur Radolfzeller Straße sind dies 1.400 Kfz/24h. Für den Bereich 
zwischen Riedstraße und Stifterstraße sind dies 18.400 Kfz/24h. 

• Im Jahr 2010 wurde eine Verkehrserhebung durchgeführt, die auch die Hauptver-
kehrsachsen in Wollmatingen betrifft. Diese Daten sind in eine aktualisierte Verkehrs-
untersuchung von Modus Consult vom 30.11.2012 eingeflossen. Für die bereits oben 
angeführten Bereiche sind die Istzahlen für den ersten Bereich mit 20.900 KfZ/24h, 
für den zweiten Bereich unverändert mit 1.400 Kfz/24h und für den dritten Bereich mit 
17.700 Kfz/24h ausgewiesen. 

• In der Prognose des Planfalles 1 der die Westtangente und die Verkehrsberuhigung 
der Kindlebildstraße einbezieht, sind für den ersten Bereich 16.500 Kfz/24h, für den 
zweiten Bereich 1.300 Kfz/24h (Mühlenweg) und für den dritten Bereich 14.400 
Kfz/24h ausgewiesen. Hierzu kommt jetzt noch der Zimmererweg, für den eine Ver-
kehrsmenge von 1.200 Kfz/24h ausgewiesen sind. 

• Um insbesondere vor dem Hintergrund der Eröffnung der Westtangente aktuelle Ver-
kehrszahlen auf der Radolfzeller Straße in Höhe des Zimmererweges zu erhalten, 
wurde im Juli 2014 eine Verkehrserhebung unter Berücksichtigung des Schwerver-
kehrs durchgeführt. Für diesen Bereich wurden 13.522 Kfz/24 mit einem Schwerver-
kehrsanteil von 722 Kfz/24h ermittelt. 

• Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass nach Öffnung der Westtangente 
eine deutliche Verringerung der Verkehrsmengen auf der Radolfzeller Straße erfolgt 
ist. 
 

Auf der Basis der Ergebnisse der verschiedenen Verkehrsuntersuchungen wurde die GSA 
Limburg GmbH / GSA Körner GmbH beauftragt, eine gutachterliche Stellungnahmen zum 
Schallimmissionsschutz / Geräuschimmissionsprognosen zu erstellen. Die Stellungnahmen 
sind mit dem Kern der Aussage wie folgt dargestellt: 
 
SCHALLIMMISSIONEN 

• Die GSA Limburg GmbH hat auf der Basis dieser Verkehrsdaten in ihren gutachterli-
chen Stellungnahmen vom 24.03.2011 und 25.07.2014  die entsprechenden Beurtei-
lungspegel ermittelt und   in fünf Untersuchungsvarianten dargestellt. Vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Verkehrserhebungen vom Juli 2014 ist folgendes festzustellen 
(siehe gutachterliche Stellungnahme der GSA Nr. P 14103 Tabellen 5 bis 7 S. 20 bis 
23 in der Anlage:  

• Die im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan und der neuen Erschließung entste-
henden Verkehrsmengen führen im Zimmererweg zu Beurteilungspegel, die die (zu-
mindest im Sinne einer Orientierungshilfe anwendbaren) Immissionsgrenzwerte nach 
der 16. BImSchV für Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete einhalten und unter-
schreiten. 

• Die Lärmbelastung in der Radolfzeller Straße ist wesentlich geprägt durch eine hohe 
verkehrsbedingte Vorbelastung. Die planbedingten Zunahmen liegen an den zur Ra-
dolfzeller Straße gelegenen Fassade des Gebäudes des Normenkontrollklägers mit 
Werten von 0,1 dB(A) tags und nachts 0,1 dB(A) bzw. sogar 0,0 weit unter der Wahr-
nehmbarkeitsschwelle, die etwa bei  2,2 bis 3 dB(A) anzusiedeln ist. 

• Der resultierende Beurteilungspegel an dem genannten Gebäude an der Radolfzeller 
Straße hält sowohl während der Tages- als auch Nachtzeit die Werte für ein gesund-
heitsschädliches Ausmaß von 70 dB(A) tags/ 60 dB(A) nachts ein bzw. unterschreitet 
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diese. Lediglich an einem Immissionsort wird der Wert von 60 dB(A) nachts, der die 
unterste Grenze für eine mögliche Gesundheitsgefährdung darstellt, gerade erreicht. 
Eine Erhöhung der Geräuschbelastung (explizit vor dem Anwesen des Normenkon-
trollklägers) durch das Hinzutreten der Immissionsanteile durch das planbedingte 
Verkehrsaufkommen aus dem Zimmererweg wird damit für alle Immissionspositionen 
unterhalb der Werte für ein gesundheitsschädliches Ausmaß nachgewiesen. An dem 
Immissionsort, an dem die Vorbelastung bei 60 dB(A) liegt, kommt es durch den Be-
bauungsplan zu keiner Immissionserhöhung. 

• Wie im Verkehrsgutachten nachgewiesen werden die verkehrsbedingten Vorbelas-
tungen in der gesamten Radolfzeller Straße durch den bereits planfestgestellten Aus-
bau der B33 mit Rückbau/Sperrung der L 220 zwischen Wollmatingen und Reichenau 
–Waldsiedlung nochmals deutlich durch den Rückgang um weitere 3.000 – 4.000 
KfZ/24h reduziert. Die Baumaßnahmen sind begonnen und werden kontinuierlich wei-
tergeführt. 

 
 

 
XI. ALTLASTEN 

 
 Um einen Überblick und Handlungsanweisungen für den weiteren Umgang mit den 

auf dem Grundstück des ehemaligen Sägewerks Bauer vermuteten Altlasten zu er-
halten, hat die Stadt Konstanz im Juni 2001 eine erweiterte historische Erhebung und 
im August 2001 eine Detailerkundung in Auftrag gegeben.  

 Die Detailerkundung hat zusammengefasst zu folgenden Ergebnissen geführt: 
 
 „Die Ergebnisse der Untersuchungen zeigen Bereiche mit geringer Schadstoffbelas-

tung durch Chromat und Fluorid bei den Holzlagerplätzen. 
 Im Bereich des Imprägniertroges ist eine Verunreinigung des Bodens bis in 4 m u. 

GOK mit Fluorid und Chromat vorhanden. Die Chromatwerte liegen im Bereich der 
Prüfwerte nach BBodSchV und sind in ihrer Konzentration als wenig giftig einzuord-
nen.  

 Der größte Teil der Fläche um den Trog ist versiegelt, so dass hier nur wenig Nieder-
schlagswasser versickert. Aufgrund des anstehenden dichten Geschiebemergels wird 
eine Beeinträchtigung des tertiären Grundwasserleiters ausgeschlossen. Die tonigen 
Mergel und die darüber lagernden vorliegenden Auelehme (organische Substanzen) 
sind wirksame Sorbenten für organische und anorganische Stoffe. Für die Hemmung 
von mikrobiellen Umsetzungen durch toxische Schwermetallionen wurde bei Chromat 
ein Grenzwert von 8,0 mg Cr (VI)/I ermittelt. Hierbei wirken die Schwermetallionen als 
Fermentgifte, die die enzymatische Abbaukette bzw. die Atmung blockieren. Die am 
Standort gemessenen Werte on max. 0.013 mgCr (VI)/I liegen weit unterhalb dieses 
Grenzwertes. Beeinträchtigungen des Schichtwassers sind demzufolge nicht zu er-
warten. 

 Bauschuttanteile wurden nur in 2 Bohrungen angetroffen, es kann aber nicht ausge-
schlossen werden, dass hier noch vereinzelte Auffüllungen auf dem Gelände statt-
fanden. 

 Aushubmaßnahmen auf dem Grundstück sollten durch ein Ingenieurbüro begleitet 
werden, das die kontaminierten Aushubmassen fachgerecht separiert und entsorgt.“ 

 
XII ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
 Für das Planungsgebiet werden örtliche Bauvorschriften aufgestellt. Damit soll ein 

Beitrag zu einer harmonischen, abgestimmten und nachhaltigen Gesamtgestaltung 
des Baugebietes geleistet werden. 

 
 Die örtlichen Bauvorschriften zur äußeren Gestaltung der baulichen Anlagen bezie-

hen sich in erster Linie auf die zulässige Gestaltung der Dächer, da die Dachland-
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schaft eine besondere Bedeutung für das Gesamterscheinungsbild der Siedlung hat. 
Die zulässigen Öffnungen im Dach sind differenziert nach dem Gebäudetyp und der 
jeweiligen Dachneigung zugelassen. Dachgaupen sind nur zulässig bei Gebäuden 
mit einer Dachneigung ab 25°. Hier sind sie erforde rlich für die Nutzung des Dach-
raumes, sie sollen aber durch die Vorschriften auf ein Maß begrenzt werden, dass 
insgesamt eine ruhige Dachlandschaft erreicht werden kann. Bei flacheren Dächern 
kann durch zurückgesetzte Attikageschosse bei der gleichzeitig zugelassenen größe-
ren Gebäudehöhe eine sinnvolle Nutzung des obersten Geschosses (kein Vollge-
schoss) erreicht werden. Zusätzlich sind hier Dacheinschnitte oder Dachaufbauten 
(Querhäuser o.ä.) möglich. Zur Minimierung der Oberflächenbelastung ist der Einbau 
von unbeschichteten Metalldächern nicht zugelassen. 

 
 Garagen und Carports sind hinsichtlich ihrer Standorte im Planungsgebiet nicht fi-

xiert, da sie aber ebenfalls wesentlich zum Gesamterscheinungsbild beitragen, sind 
örtliche Bauvorschriften zu ihrer Gestaltung aufgenommen. Sie sind grundsätzlich an 
die Architektur der zugehörigen Hauptgebäude anzupassen. 

 
 Die Vorschriften zur Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flächen der Baugrund-

stücke (z.B. Begrünung, Gestaltung von Stellplätzen und Garagenzufahrten) sollen 
wohl einen Beitrag zur Gesamtqualität des Baugebietes leisten, als auch dazu die-
nen, die Eingriffe zu minimieren. 

 
XIII. REALISIERUNG 
            a) 
 Der Bebauungsplan „ZERGLE I“ soll Grundlage für die Umlegung oder Grenzrege-

lung, die Erschließung und die Festlegung des Vorkaufsrechts für die Stadt bilden, 
soweit diese Maßnahmen im Vollzug des Bebauungsplans erforderlich werden. 
Der Gemeinderat hat ergänzend am 23.10.2003 folgendes beschlossen: 
 
1. Die Stichstraße (Verbindungsstraße vom Mühlenweg zur Radolfzeller Straße) 

wird im Bebauungsplan aufgenommen und erst nach Fertigstellung der Westtan-
gente gebaut. 

2. In einer ersten Stufe sind nur Erschließungsmaßnahmen bis zu einem Maß von 
ca. 40 Häusern vorzunehmen. 

            
            b) Die Elberfeldspange wurde am 25.10.2003 für den Verkehr freigegeben. 
            c) Der Zimmererweg wurde als Baustraße (1. Ausbaustufe) für die Erschließung der   
                Plangebiete Zergle I und Zergle II im Jahr 2010 hergestellt. 
            d) Die Planfeststellung für die Westtangente ist erfolgt. Die Inbetriebnahme 
               der Westtangente ist am 24.06.2013 erfolgt.  

 
 
XIV. FLÄCHENBILANZ 
 
 Größe des Planungsgebietes 4,04 ha 100 % 
 davon 
 Allgemeines Wohngebiet (WA) 1,75 ha 43,3 % 
 Mischgebiet (MI) 0,55 ha 13,6 % 
 Straßen 0,63 ha 15,6 % 
 öffentliche Grünflächen incl. Spielwiese 0,84 ha 20,8 % 
 Gemeinbedarf (Kita und Bewohnerzentrum) 0,23 ha 5,7 % 
 
Lörrach, den 10.07. / 24.07. / 23.10.2003 /.15.08. / 27.11.2014 
 
DIPL.-ING.  BETTINA NOCKE 
Freie Stadtplanerin  Reg.Bau.M 
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1 Anlass und Ausgangslage 

Bisheriger Verfahrensablauf Bereits 1999 beschloss der Gemeinderat der Stadt Konstanz das Gebiet 
zwischen Mühlenweg im Westen und der Radolfzeller Straße im Osten zur 
Schaffung von etwa 300 Wohneinheiten zu überplanen und den Bebau-
ungsplan „Öhmdwiesen III“ aufzustellen. 

Rahmenkonzept 
„Öhmdwiesen“ 

2002 beschloss der Gemeinderat zunächst ein Rahmenkonzept „Öhmd-
wiesen III“ aufzustellen und den Bebauungsplan später in Abschnitten zu 
entwickeln. Das Rahmenkonzept wurde am 15.05.2003 vom Gemeinderat 
gebilligt. Es sah vor, das Gebiet über einen längeren Zeitraum nur in Ab-
hängigkeit von der Realisierung der Verbindungsstraße Wollmatinger 
Straße / Oberlohnstraße und der Westtangente zu realisieren und bis da-
hin über den Mühlenweg nur noch ca. 40 Wohneinheiten zu erschließen. 

Bebauungsplan 
“Zergle I“ 2003 

Für den westlichen Teil der Öhmdwiesen und die Verbindungsstraße vom 
Mühlenweg zur Radolfzeller Straße wurde daraufhin der - nunmehr so 
genannte - Bebauungsplan „Zergle I“ entwickelt. Der Satzungsbeschluss 
erfolgte am 23.10.2003 und die Satzung trat durch Veröffentlichung am 
18.11.2003 in Kraft. 

Normenkontrolle Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hat in seinem Urteil, 
welches am 20.11.2010 ausgefertigt wurde, den Bebauungsplan im Rah-
men der Normenkontrolle für unwirksam erklärt. Grund hierfür sind Abwä-
gungsmängel hinsichtlich der Lärmauswirkungen auf ein an der Radolfzel-
ler Straße (direkt an das Plangebiet angrenzend) gelegenes Grundstück. 

Schwebendes Verfahren Das Normenkontrollverfahren wurde durch eine Ruhensanordnung des 
Senats vom 06.08.2004 in der Schwebe gehalten um parallel laufende 
Vergleichsverhandlungen zwischen dem Antragsteller und der Stadt Kon-
stanz zu ermöglichen. Am 17.04.2009 wurde das Verfahren durch den 
Antragsteller wieder angerufen. 

Aktueller Zustand 
im Plangebiet 

Seit in Kraft treten des Satzungsbeschlusses im Jahr 2003 wurde die 
durch den Bebauungsplan „Zergle I“ vorgesehene Planung zwischenzeit-
lich umgesetzt, mit Ausnahme des Bewohnerzentrums und der Kita. Die 
Erschließungsstraßen „Am alten Sägewerk“, „Küferweg“, und der in Nord-
Südrichtung verlaufende Fuß- und Radweg wurde zwischenzeitlich errich-
tet. Der Zimmererweg wurde als Baustrasse (1. Ausbaustufe) für die Er-
schließung der Plangebiete Zergle I und II im Jahr 2010 erstellt.  Die El-
berfeldspange wurde am 25.10.2003 für den Verkehr freigegeben, die 
planfeststellte Westtangente ist am 24.6.2013 dem Verkehr übergeben 
worden.  

Neuaufstellung Da der Bebauungsplan „Zergle I“ vom Verwaltungsgericht für unwirksam 
erklärt wurde, soll nun durch Neuaufstellung des Bebauungsplans die 
planungsrechtliche Grundlage für die (überwiegend bereits zwischenzeit-
lich errichtete) Bebauung unter Berücksichtigung der festgestellten Abwä-
gungsmängel geschaffen werden und so die städtebaulichen Ziele für das 
Plangebiet gesichert werden. 
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Umweltschützende Belange 
im BauGB 2004: 
Umweltprüfung 

Mit dem Stichtag 20.07.2004 (und somit nach Satzungsbeschluss des 
Bebauungsplans „Zergle I“ im Jahr 2003) hat sich die Behandlung der 
umweltschützenden Belange in der Bauleitplanung geändert [§ 1(6) Abs.7, 
1a, 2(4), 2a, 4c, § 5 (5) sowie Anlage zu § 2(4) und § 2a  Baugesetzbuch]: 
es wurde eine Umweltprüfung als obligatorischer Teil für die Aufstellung 
von Bebauungsplänen in das Bebauungsplanverfahren eingeführt. Bei der 
Neuaufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“ ist somit jetzt eine Umwelt-
prüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung bezieht sich auf die Prüfung 
der zu erwartenden Auswirkungen der Planung auf den aktuellen Zustand 
im Plangebiet 2014 und nicht auf den „ursprünglichen“ Zustand vor Auf-
stellung des Bebauungsplans „Zergle I“ im Jahr 2003. 

Mit der Umweltprüfung werden alle umweltrelevanten Belange zusam-
mengefasst und in einem Umweltbericht den Behörden zur Stellungnahme 
vorgelegt. In einer so genannten Zusammenfassenden Erklärung (Um-
welterklärung) wird dargelegt, in wieweit die Anregungen der Behörden 
Eingang in die Planung gefunden haben. Nach Realisierung der Planung 
soll im Rahmen der Umweltüberwachung (§ 4c BauGB) –soweit von der 
Gemeinde festgelegt- eine Kontrolle hinsichtlich unvorhergesehener nach-
teiliger Umweltauswirkungen vorgenommen werden. 

2 Planerische Vorgaben 

Landschaftsrahmenplan Im Landschaftsrahmenplan Hochrhein-Bodensee (2007) ist das Plangebiet 
entsprechend der Darstellung im Regionalplan als Siedlungsfläche (Be-
stand / Planung) dargestellt und aus diesem Grund nicht hinsichtlich der 
Schutzgüter Boden, Wasser und Klima bewertet. Hinsichtlich des Schutz-
guts Arten und Biotope ist für das Plangebiet die Zielaussage zum flä-
chendeckenden Nutzungsmuster die „Sanierung und Aufwertung der Sied-
lungsbiotope mit geringem Leistungs- und Funktionsvermögen“ sowie die 
„Entwicklung der Offenlandbiotope mit mittlerem bis hohem Leistungs- und 
Funktionsvermögen“. 

Regionalplan Im Regionalplan Hochrhein-Bodensee 2000 ist das Plangebiet vollständig 
als Siedlungsfläche Wohnen und Mischgebiet (Bestand und Planung) dar-
gestellt. Die Einteilung in Bestand und Planung ist analog zum FNP (siehe 
dort). Das Plangebiet ist zudem vollständig als Ausschlussgebiet für den 
Abbau oberflächennaher Rohstoffe dargestellt. Südwestlich des Plange-
bietes ist eine Grünzäsur zwischen Wollmatingen und Lindenbühl darge-
stellt. Die Radolfzeller Straße ist als Straße für regionalen Verkehr / Kate-
gorie III dargestellt. 
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Abbildung 1: Regionalplan 

Flächennutzungsplan Im Flächennutzungsplan 2010 der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 
„Bodanrück-Untersee“ ist das Plangebiet überwiegend als Wohnbaufläche 
(Bestand), der Mündungsbereich der Mühlengasse in die Radolfzeller 
Straße als gemischte Baufläche und der östliche Teil des Zimmererwegs 
als geplante Wohnbaufläche „Zergle“ dargestellt. Allerdings bezieht sich 
die Darstellung der Bestands-Wohnbauflächen im FNP nicht auf die aktu-
elle Situation im Plangebiet, sondern auf die vorher vorhandene Bebauung 
in Form des alten Sägewerks und der Gärtnerei. Südlich der Stelle an der 
der Mühlenweg nach Westen abbiegt, ist eine Fläche für Funk- und Fern-
meldeanlagen dargestellt. 

 

Abbildung 2: Flächennutzungsplan 
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Landschaftsplan Entsprechend der Darstellung im Flächennutzungsplan ist das gesamte 
Plangebiet im Landschaftsplan als Siedlungsfläche (Bestand und Planung) 
dargestellt. Der Mühlenweg ist mit Ausnahme des nördlichsten Teilbe-
reichs innerhalb des Plangebietes als bedeutsamer Wanderweg (Planung) 
dargestellt. Eine entsprechende Darstellung findet sich auch im südlichen 
Teil des Plangebietes in Ost-Westrichtung, welche dort den in diesen Be-
reich nach Westen abbiegenden Mühlenweg (dort ist der Mühlenweg als 
bestehender Wanderweg dargestellt) nach Osten hin fortsetzt. Ebenfalls 
als bestehender Wanderweg ist die in Nord-Südrichtung verlaufende 
Mannheimer Straße (mit Verlängerung bis zum Mühlenweg) dargestellt. 

 

Abbildung 3: Landschaftsplan 

Südwestlich des Plangebietes sind die Bereiche nördlich des Mühlegra-
bens als Ausgleichsfläche (S3) der Straßenbaumaßnahme „Anschluss 
Byk-Gulden-Straße an B 33 (auf zukünftiger Trasse der L 221 neu)“ zuge-
ordnet mit dem Ziel des Rückbaus und der Rekultivierung des Mühlewe-
ges. 

3 Beschreibung der Planung 

Lage des Plangebietes Das Plangebiet befindet sich direkt südlich an den Ortskern von Wollmati-
ngen angrenzend. Die nordöstliche Grenze des Plangebietes bildet die 
Radolfzeller Straße, die westliche Grenze stellte der Mühlenweg dar, im 
Süden erstreckt sich das Plangebiet bis zur Mannheimer Straße. Die Grö-
ße des Plangebietes beträgt insgesamt 4,0 ha. 

Sicherung der 
städteplanerischen Ziele 

Die Zielsetzung und Inhalte der Planung sind identisch mit denjenigen des 
zwischenzeitlich für unwirksam erklärten Bebauungsplans „Zergle I“ aus 
dem Jahr 2003. Da die Inhalte der damaligen Planung jedoch zum aktuel-
len Zeitpunkt bereits weitgehend umgesetzt wurden, geht es neben der 
Ermöglichung der gewünschten wohnbaulichen Nutzung nunmehr vor 
allem um die Sicherung der 2003 entwickelten städteplanerischen Ziele 
durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“. 
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Im Folgenden sind daher nochmals die bereits 2003 entwickelten städte-
planerischen Ziele - angepasst an die aktuelle Situation - zusammenge-
fasst: 

Wohngebiet, Mischgebiet 
und Flächen für den 
Gemeinbedarf 

Städtebauliches Ziel ist die Entwicklung bzw. Sicherung eines zentrums-
nahen, qualitätvollen und nutzerfreundlichen Wohngebietes in Wollmatin-
gen welches überwiegend aus verdichtete Einfamilienhäuser (Doppelhäu-
ser und Reihenhausgruppen) besteht. Konzeptionell schließt dies auch die 
Integration von Flächen für den Gemeinbedarf in Form einer Kindertages-
stätte und eines Bewohnerzentrums (beides auch als Verknüpfungspunkt 
für alle Bereiche der Öhmdwiesen) im südlichen Teil des Plangebietes ein. 
Entlang der Radolfzeller Straße ist das Ziel die Sicherung der bereits vor-
handenen Nutzung durch Festsetzung eines Mischgebiets. 

Konzept für 
Grün- und Freiflächen 

Das grünordnerische Konzept, welches Teil der städteplanerischen Ziele 
ist, wird eingehend in Kapitel 6 erläutert. Es zeichnet sich durch ausge-
prägte grüne Achsen in nord-südlicher und in ost-westlicher Richtung aus, 
welche auch Fuß-Radwege, Spielplätze und Spielwiesen beherbergen. 
Zudem sollen die anfallenden Oberflächenwässer im Bereich der in Nord-
Südrichtung verlaufenden Grünachse in einen neu geschaffenen Bachlauf 
integriert und teilweise versickert werden. 

4 Umweltziele 

 Grundlage für den Umweltbericht und die in Kapitel 7 genauer ausgeführ-
ten grünordnerischen Zielen sowie die städtebaulichen Zielsetzungen des 
Bebauungsplans „Zergle I“ insgesamt bilden folgende rechtlich vorgege-
benen Umweltziele. 

§ 1 Abs. 5 BauGB Nachhaltige städtebauliche Entwicklung, Gewährleistung einer dem Wohl 
der Allgemeinheit dienenden sozialgerechten Bodennutzung, Sicherung 
einer menschenwürdigen Umwelt, Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen. 

§ 1 Abs. 6 BauGB Zu berücksichtigende Umweltbelange bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen (Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, Ein-
griffsregelung, FFH-/Vogelschutzgebiete, technischer Umweltschutz, Nut-
zung erneuerbarer Energien, Hochwasserschutz). 

§ 1a Abs. 2 BauGB Sparsamer Umgang mit Grund und Boden, Nachverdichtung/Maßnahmen 
zur Innenentwicklung. 

§ 1 BBodSchG Abwehr schädlicher Bodenveränderungen, Sanierung von Altlasten, Bo-
denschutz. 

§ 55 Abs. 2 WHG Niederschlagsversickerung 

§§ 6 Abs. 1, 31 WHG, 
§ 3a Abs. 1, 2 WG 

Schutz / Renaturierung von Gewässern. 

§ 1 Abs. 1 BNatSchG,  Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft. 

§ 18 Abs. 1 BNatSchG, Eingriffsregelung 
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§ 1a Abs. 3 BauGB 

§ 44 BNatSchG Besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten. 

§ 30 BNatSchG Gesetzlich geschützte Biotope 

§§ 33, 34 BNatSchG FFH-/Vogelschutzgebiete, Verträglichkeitsprüfung 

§ 47 BImSchG Luftreinhalteplan 

§ 50 BImSchG Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen für den Menschen, Erhal-
tung der bestmöglichen Luftqualität 

§ 3 der 22. BImSchV Grenzwerte für Luftschadstoffe 

DIN 18005 Orientierungswerte für Luftschall 

§ 2 Abs. 1 der 16. BImSchV Immissionsgrenzwerte für Verkehrslärm 

 

5 Prüfmethoden 

Umweltprüfung Inhalt der Umweltprüfung ist die Ermittlung der voraussichtlich erhebli-
chen Umweltauswirkungen gemäß der Anlage zum Baugesetzbuch. Da-
bei werden diejenigen Umweltauswirkungen ermittelt, die durch die Auf-
stellung des Bebauungsplanes vorbereitet werden.  

Eingriffsregelung nach 
Bundesnaturschutzgesetz 
und BauGB 

Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 3 BauGB sind bei der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erhebli-
cher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in der Abwägung zu berücksichti-
gen (Eingriffsregelung nach dem BNatSchG). Ein Ausgleich ist allerdings 
nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB). 

Anwendbarkeit der 
Eingriffsregelung 

Entscheidend für die Erfordernis eines Ausgleichs ist somit, ob im Plan-
gebiet durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“ Eingriffe 
vorbereitet werden, die über das bislang bereits zulässige Maß hinausge-
hen. 

Da der Bebauungsplan „Zergle I“ aus dem Jahr 2003 ungültig ist, das 
Plangebiete jedoch aufgrund der zwischenzeitlich errichteten Bebauung 
vollständig dem Innenbereich zuzurechnen ist, richtet sich das zulässige 
Maß an Bebauung nach § 34 BauGB. Die im Bebauungsplan festgesetz-
ten Bebauung überschreitet nicht den gemäß § 34 BauGB bereits zuläs-
sigen Eingriffsumfang. Darüber hinausgehende naturschutzrechtliche 
Eingriffe werden durch den Bebauungsplan nicht vorbereitet. Da keine 
nicht bereits zulässigen Eingriffe vorbereitet werden, ist auch kein Aus-
gleich erforderlich. Auf eine spezielle Eingriff-Ausgleichsbilanzierung wird 
aus diesem Grund im Umweltbericht verzichtet. 

Natura 2000 Gemäß § 34 BNatSchG ist zu überprüfen, ob die Aufstellung des Bebau-
ungsplans einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder 
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Plänen geeignet ist, Natura 2000-Gebiete erheblich zu beeinträchtigen. 
Sofern dies der Fall ist, würde eine Verträglichkeitsprüfung (Verträglich-
keit mit den Erhaltungszielen der Natura 2000-Gebiete) erforderlich. Die 
Überprüfung hinsichtlich möglicher Beeinträchtigung erfolgt hinsichtlich 
des südwestlich angrenzenden FFH-Gebiets „Bodanrück und westlicher 
Bodensee". 

Besonderer Artenschutz Mit der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetztes (BNatSchG), die 
am 18.12.2007 in Kraft getreten ist, hat sich die Behandlung des Arten-
schutzes gemäß der Vorgabe der EU-Richtlinien geändert. Diese Ände-
rungen wurden auch in der aktuellen Novellierung des BNatSchG über-
nommen, welche am 06.06.2013 in Kraft getreten ist. 

Es ist daher zu prüfen, ob durch die Neuaufstellung des Bebauungs-
plans „Zergle I“ das Eintreten von Verbotstatbeständen des 
§ 44 BNatSchG bezüglich Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und 
europäischer Vogelarten zu erwarten ist. 

6 Derzeitiger Umweltzustand 

6.1 Mensch 

Wohnen / Gesundheit Das Plangebiet ist zwischenzeitlich bereits zu einem Großteil mit Wohn-
gebäuden (Reihenhäuser und Doppelhäuser) bebaut. Insgesamt weist das 
Plangebiet aufgrund seiner an den Ortskern von Wollmatingen angren-
zenden Lage und das Maß der baulichen Nutzung eine hohe Eignung als 
Wohngebiet auf. 

Vorbelastungen hinsichtlich der Wohneignung und hinsichtlich der 
menschlichen Gesundheit sind in Form von Lärm- und Schadstoffimmissi-
onen in den direkt an die Radolfzeller Straße angrenzenden Bereichen 
durch die dortige Verkehrsbelastungen vorhanden sowie in deutlich gerin-
gerem Umfang auch im Bereich der rückwärtigen Stellplätze des an der 
Radolfzeller Straße gelegenen Einkaufsmarktes und insgesamt entlang 
des Mühlenwegs, und des Zimmererwegs. 

 

Erholung Mit Ausnahme des Spielplatzes im südlichsten Teil des Plangebiets weist 
dieses aktuell keine besondere Erholungseignung auf. Vorbelastungen 
hinsichtlich bestehen entsprechend den oben bereits hinsichtlich der 
Wohneignung genannten Immissionen. 

6.2 Arten und Biotope 

Biotoptypen Das Plangebiet besteht aktuell im wesentlichen aus siedlungstypischen  
Biotoptypen wie Ziergärten, Trittrasen und grasreiche Ruderalfluren (siehe 
Plan 1). Allerdings sind auch im Bereich von  zukünftigen sonstigen Grün-
flächen derzeit in vielen Fällen noch offene, vegetationsfreie Böden anzu-
treffen. Insgesamt ist die Wertigkeit des Plangebietes hinsichtlich der Bio-
toptypen gering bis sehr gering, lediglich die grasreichen Ruderalfluren 
weisen eine mittlere Wertigkeit auf. 



   

Stadt Konstanz - Bebauungsplan „Zergle I“ - Umweltbericht Seite 10 

 

Abbildung 4: Siedlungstypische Strukturen und Biotoptypen 

Bäume Entsprechen dem Grünkonzept des Bebauungsplans „Zergle I“ aus dem 
Jahr 2003 wurden zwischenzeitlich bereits kleinkronige Bäume im Bereich 
der Stellplätze des Einkaufsmarktes an der Radolfzeller Straße gepflanzt, 
sowie mittelkronige Bäume entlang des Mühlenwegs sowie im Bereich der 
in Nord-Südrichtung verlaufenden Grünachse und im Umfeld der Wohn-
häuser. 

Entsprechend der Baumschutzsatzung der Stadt Konstanz sind „Bäume 
mit einem Stammumfang von mehr als 100 cm (gemessen in 100 cm über 
dem Erdboden)“ geschützt. Ferner wird in der Baumschutzsatzung er-
gänzt: „Liegt der Kronenansatz unter dieser Höhe, so ist der Stammum-
fang unter dem Kronenansatz maßgebend. Bei mehrstämmigen Bäumen 
muss der Einzelumfang wenigstens eines Stammes in 100 cm Höhe ge-
messen mehr als 50 cm betragen. In diesem Fall ist der gesamte mehr-
stämmige Baum geschützt.“ Bäume die unter Baumschutz fallen, sind im 
Plangebiet nicht vorhanden. 

Tiere Das Plangebiet weist aktuell keinen hohen Strukturreichtum oder naturna-
he Biotoptypen auf und zeichnet sich zudem durch einen hohen Anteil 
versiegelter Flächen und eine durch Menschen und Haustiere bedingte 
hohe Störungsintensität auf. Aus diesem Grund sind überwiegend nur 
vergleichsweise störungsunempfindliche Tierarten des Siedlungsbereichs 
im Plangebiet zu erwarten. 

Schutzgebiete Im Bereich des Plangebietes sind keine Schutzgebiete und keine ge-
schützten Biotope vorhanden. Südwestlich des Plangebietes schließt sich 
das FFH-Gebiet „Bodanrück und westlicher Bodensee“ beiderseits des 
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Mühlegrabens an. Die dortigen feuchten Grünlandbereiche bestehen aus 
extensiv genutzten Röhrichten, Rieden, Streuwiesen, Nasswiesen und 
Feuchtgebüschen und stellen somit auch nach § 30 BNatschG geschützte 
Biotope dar. 

 

Abbildung 5: FFH-Gebiet (blau) und geschützte Biotope (rot) 

FFH-Gebiet 
“Bodanrück und 
westlicher Bodensee“ 

Das FFH-Gebiet umfasst neben dem Bodanrück und der südlichen Hälfte 
des Überlinger Sees auch den Bereich des Gnadensees und des Wollma-
tinger Rieds. Die Gesamtfläche des FFH-Gebiets umfasst etwa 14.250 ha. 

Hinsichtlich des Schutzzwecks des FFH-Gebietes relevante Lebensraum-
typen im Umfeld des Mühlegrabens südwestlich des Plangebietes stellen 
Pfeifengraswiesen, feuchten Hochstaudenfluren und Auenwälder mit Erle, 
Esche und Weide dar. 

6.3 Boden 

Geologie Das Plangebiet befindet sich im Bereich des Jungmoränenlandes und 
somit sind lockere Sedimentgesteine anzutreffen. 

Bodenart / Vorbelastungen Die Böden des Plangebietes sind aktuell bereits flächendeckend durch die 
Bautätigkeit stark durch Verlagerung, Vermischung und Versiegelung ver-
ändert. 

In ihrer ursprünglichen Zusammensetzung bestehen die Böden des Plan-
gebietes entsprechend den Ergebnissen von Baugrunduntersuchungen 
aus dem Jahre 1970 im Zuge der Planung eines Abwasserhauptsammlers 
unterhalb der obersten Mutterboden-Schicht aus sandigem, kiesigem 
Schluff, der im nördlichen Teil des Plangebietes von Kiesschichten und im 
südlichen Bereich von Tonschichten unterschiedlicher Mächtigkeit durch-
setzt ist. 

Bodenfunktionen / 
Wertigkeit 

Die vorhandenen Böden besitzen folgende Wertigkeit hinsichtlich ihrer 
unterschiedlichen Bodenfunktionen: 
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Standort für die natürliche Vegetation: sehr gering 
Standort für Kulturpflanzen: hoch 
Ausgleichskörper im Wasserkreislauf: mittel 

Filter und Puffer für Schadstoffe: mittel 

In bereits versiegelten Bereichen (Versiegelung durch Gebäude, Asphalt 
und Pflaster aktuell etwa 70 %des Plangebietes. ist keine Funktionserfül-
lung der Böden hinsichtlich ihrer Funktionen mehr gegeben. In den übri-
gen Bereichen besitzen die Böden aufgrund der bereits genannten anth-
ropogenen Veränderungen lediglich eine geringe bis mittlere Wertigkeit 
hinsichtlich der Bodenfunktionen „Ausgleichskörper im Wasserkreislauf“ 
und „Filter und Puffer für Schadstoffe“. Die Wertigkeit der Böden als 
„Standort für die natürliche Vegetation“ sowie als „Standort für Kulturpflan-
zen“ ist jeweils als gering einzustufen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 6: Erschließungsstraßen innerhalb des Plangebietes 

 

Altlasten Altlasten waren in der Vergangenheit in Form von Schadstoffbelastungen 
durch Chromat und Fluorid im Bereich der Holzlagerplätze und des spezi-
ell des Imprägniertroges des ehemaligen Sägewerks gegeben. Da die 
Bereiche zwischenzeitlich bebaut wurden, liegen aktuell keine speziellen 
Hinweise auf das Vorhandensein von Altlasten im Plangebiet vor. 
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6.4 Wasser 

Grundwasser Das Plangebiet befindet sich im Bereich der hydrogeologischen Einheit 
der fluvioglazialen Kiese und Sande im Alpenvorland unter Moränensedi-
menten welche einen Grundwasserleiter darstellt. 

Oberflächenwasser Oberflächengewässer, liegen im Plangebiet in Form von zwei in etwa 4 m 
Tiefe verlaufenden, verrohrten Gewässern vor. Es handelt sich um den 
Mühlegraben, welcher unter dem Mühleweg verläuft und um den Schwa-
ketengraben, welche das nördliche Plangebiet quert und in den Mühlegra-
ben mündet. Südwestlich des Plangebietes tritt der im Plangebiet verrohr-
te Mühlegraben wieder zutage. Von dort fließt er weiter in südwestlicher 
Richtung und mündet im Bereich des Wollmatinger Rieds in den Untersee. 

6.5 Klima / Luft 

Allgemeine Klimadaten Die durchschnittliche Jahrestemperatur liegt in Konstanz bei 9,2 °C, der 
jährliche Niederschlagsmenge beträgt 847 mm. Der Bodensee wirkt aus-
gleichend auf die Lufttemperatur, wodurch extreme sommerliche Hitze 
gedämpft wird und vergleichsweise milde Winter bewirkt werden. 
Hauptwindrichtung ist aus Südwestlicher Richtung, bei entsprechender 
Wetterlage tritt zudem Föhn auf. 

Lokalklima Die im Plangebiet inzwischen vorhandene Bebauung sowie der angren-
zende Siedlungsbereich von Wollmatingen bewirkt durch die versiegelten 
Flächen hinsichtlich des Lokalklimas kleinräumig eine Wärmebelastung 
durch eine verringerte nächtliche Kaltluftproduktion und eine stärkere Er-
wärmung tagsüber. 

Da Wollmatingen jedoch insgesamt von umfangreichen Grünland, Äckern 
und Gehölz- und Waldbereichen umgeben ist, die sich positiv auf die kli-
matische Situation auswirken, ist keinesfalls von einem „innerstädtischen 
Klima“ auszugehen, vielmehr sind die Auswirkungen der Versiegelung auf 
das Lokalklima vergleichsweise gering. 

Schadstoffe Vorbelastungen der Lufthygiene bestehen im Plangebiet vor allem in Form 
von Schadstoffimmissionen in den direkt an die Radolfzeller Straße an-
grenzenden Bereichen aufgrund der dortigen Verkehrsbelastungen 
(s.Kap. 8.1.), welche zu der allgemeinen Hintergrundbelastung hinzu-
kommt. Als relevante verkehrsbedingte Schadstoffe sind hierbei vor allem 
NO2, Benzol und Feinstaub zu nennen. 

6.6 Landschaft / Ortsbild 

Bebauung Das Landschaftsbild wird durch die in den letzten Jahren errichteten Rei-
hen- und Doppelhäuser sowie die überwiegend in den letzten Jahrzehnten 
entstandene unmittelbar angrenzende Bebauung an der Radolfzeller 
Straße, der Mannheimer Straße, der Brandenburger Straße und dem Zer-
gleweg geprägt. 

6.7 Kultur- und Sachgüter 

Keine Hinweise Hinweise auf relevante Kultur- und Sachgüter im Plangebiet liegen nicht 
vor. 
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6.8 Wechselwirkungen 

 Sofern Wechselwirkungen zwischen einzelnen Schutzgütern zu erwarten 
sind, werden diese bei den jeweiligen Schutzgütern mit dargestellt. 

7 Grünordnungskonzept 

Grünordnungskonzept 2003 Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplan „Zergle I“ mit Satzungs-
beschluss im Jahr 2003 wurde ein umfassendes Grünkonzept für das 
Plangebiet entwickelt. Dieses Grünkonzept soll im Zuge der Neuaufstel-
lung des Bebauungsplans „Zergle I“ beibehalten und durch die Festset-
zungen des Bebauungsplans planungsrechtlich gesichert werden. 

Planungsleitbild Als Leitbild hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung des Grünordnungs-
konzeptes dienen folgende Ziele und Maßnahmen: 

• Flächensparendes Bauen in zentraler Lage 
• Schaffung großzügiger zusammenhängender Grünspangen, die attrak-

tive Fuß- und Radverbindungen vom Zentrum Wollmatingens bis in die 
frei Landschaft am Mühlebach schaffen. 

• Qualitätsvolles Grünflächennetz innerhalb des neuen Wohngebietes 
aus privaten Grünflächen und öffentlichen Freiflächen, die ein vielfälti-
ges Miteinander der Bewohner ermöglichen; die Grünflächen sollen in 
sinnvoller Zuordnung zu den erforderlichen infrastrukturellen Einrich-
tungen stehen. 

• Einbettung der Baufelder in das zusammenhängende Grünflächennetz, 
so dass einzelne Cluster entstehen, die sich hinsichtlich der Art der 
Bebauung und der Freiflächen deutlich voneinander unterscheiden. 

• Schaffung attraktiver öffentlicher Freiräume, die als Treffpunkt für die 
Bewohner und als Spiel- und Aufenthaltsbereiche für Kinder gleicher-
maßen geeignet sind. 

• Sammlung des im Gebiet anfallenden Oberflächenwassers und Versi-
ckerung des Wassers in einer Grabenmulde 

• Anbindung an den im Süden anschließenden Grünzug, so dass eine 
Grünverbindung vom Zentrum Wollmatingens bis hin zu den Kleingär-
ten an der Bahn entstehen kann. 

• Schutz und Pflege zahlreicher neu gepflanzter Bäume. 
• Unterlassen von vermeidbaren Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft. 

Inhalte des Grünkonzeptes Die oben genannten Leitbildern schlagen sich im Grünkonzept für das 
Plangebiet „Zergle I“ konkret in der Schaffung einer zentralen Grünverbin-
dung, einen Regenwasserkonzept, der Bepflanzung entlang von Erschlie-
ßungsstraße und Wegen sowie in grünordnerischen Maßnahmen auf den 
Baugrundstücken nieder. Die einzelnen Punkte werden im Folgenden 
erläutert. 

Zentrale Grünverbindungen Das Grünkonzept sieht zwei Grünverbindungen in Nord-Süd und in Ost-
West Richtung vor, die die zukünftigen Bauflächen mit dem bestehenden 
Ortskern von Wollmatingen und den angrenzenden Stadtrand- und Erho-
lungsgebieten vernetzen. 

"Grünes Rückgrat" des Baugebietes ist die von Norden nach Süden füh-
rende Grünspange, die mit ihrem durchgehenden Fuß- und Radweg eine 
direkte Verbindung bis in das Zentrum Wollmatingens ermöglicht. Sie wird 
gequert von einer Ost-West-Spange, die als autofreie Fuß-
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Radwegverbindung den Mühlenweg mit der Radolfzellerstraße verknüpft. 
Am Schnittpunkt beiden Grünspangen befindet sich ein zentraler Platz, 
der mit seinem Brunnen und Wasserspiel einen attraktiven Aufenthaltsbe-
reich für Kinder und Erwachsene gleichermaßen darstellt.  

Die Nord-Süd Verbindung kennzeichnet ein Muldensystem für das Ober-
flächenwasser entlang eines Fußweges und dem offen geführten „Zergle-
bach“ im südlichen Bereich. Kleinere Aufenthaltsbereiche mit Bänken, 
Brunnen,  Kies- und Sandflächen, Steinquadern, Brunnen und Bachgehöl-
zen und verschieden gestalteten Spielpunkten kennzeichnen den zukünf-
tigen Grünzug. Entlang des durchgehenden Fuß-Radweges befindet sich 
eine Baumreihe aus mittel- bis großkronigen Laubbäumen 

Entlang des bestehenden Zerglewegs entsteht eine neue fußläufige Ost-
West-Verbindung, welche die neuen Wohngebiete an den bestehenden 
Grünzug am Mühlbach und das anschließende Wollmatinger Ried anbin-
det.  

Der neue Bewohnertreff und die Kindertagesstätte werden mit dem Grün-
zug durch übergreifende Funktionsbereiche wie Spiel und Sport verzahnt 
und fungieren so als Gelenk zwischen dem Plangebiet und der bestehen-
den Bebauung südlich des Plangebiets. 

Regenwasserkonzept Das im Gebiet anfallende Oberflächenwasser von öffentlichen und priva-
ten Flächen wird in Regenwasserkanälen gesammelt und an verschiede-
nen Stellen in eine geplante, offene Rinne innerhalb des Nord-Süd verlau-
fenden Grünzuges geleitet. Diese zentrale Entwässerungsrinne wird am 
südlichen Rand des Baugebietes an die bestehende Entwässerungsmulde 
des Baugebiets Öhmdwiesen II angeschlossen.  

Im nördlichen Teil der Grünspange wird das Regenwasser in einer ge-
pflasterten Rinne geführt, die von einem Kies und Sandstreifen begleitet 
wird. Mit Hilfe kleinerer Schwellen wird die im Gelände vorhandene Gefäl-
leneigung von ca. 4 % überwunden. 

Die Regenwassermulde mündet dann unterhalb des zentralen Platzes in 
ein flaches Becken, das ebenfalls gepflastert ist und zum Spielen einlädt. 
Unterhalb des Beckens fließt das Wasser in eine grüne Mulde, die mit 
Schilf, Röhricht und Bachgehölzen bepflanzt wird ("Zerglegraben"). Hier 
wird ein Teil des Regenwassers versickern und der verbleibende Teil wird 
in die bestehende Entwässerungsmulde weiter südlich eingeleitet.  

Um zu vermeiden, dass die Mulde nur während des Regenereignisses 
Wasser führt, wird die im Mühleweg vorhandene Wasserleitung eines 
Trinkwasserbrunnens zu dem zentralen Platz im Zergle geführt, so dass 
sie hier einen neu anzulegenden Brunnen speisen kann, der die Attraktivi-
tät dieses Platzes deutlich erhöht. Diese Wasserleitung führt das Über-
laufwasser aus dem Wollmatinger Brunnen bei der Sparkasse und mündet 
derzeit in den Kanal. Indem ein kleiner Anschluss zu dem zentralen Platz 
im Zergle geführt wird, kann das saubere Wasser des Trinkwasserbrun-
nens erneut zu Tage treten (ca. 0,5 l /sec), und darüber hinaus den Zer-
glegraben während der Sommermonate mit Wasser speisen. Dies führt zu 
einer ökologischen Aufwertung des Zerglegrabens, der seine Funktion als 
Bachbiotop, sowie zur Regenwasserretention und Versickerung verbes-
sern kann. Darüber hinaus entsteht ein reich strukturierter Bachlauf, der 
den Fuß- und Radweg für die Spaziergänger interessanter und attraktiver 
macht. 



   

Stadt Konstanz - Bebauungsplan „Zergle I“ - Umweltbericht Seite 16 

Bepflanzung entlang der 
Erschließungsstraßen 
und Wege 

Entlang des Mühlenweges und der neuen Verbindungsstraße zur Radolf-
zellerstraße werden durch abschnittsweise Anpflanzungen von Einzel-
bäumen die Straßenfläche und die Stellplätze gegliedert. Als Arten wer-
den die Stadtbirne (schöne Blüte, aber nicht fruchtend), die Baumhasel 
oder der Amberbaum vorgeschlagen. Es wird empfohlen, diese Baum-
pflanzungen auf öffentlicher Fläche vorzunehmen, um eine einheitliche 
und qualitätvolle Bepflanzung im Straßenraum zu gewährleisten. Die ein-
zelnen Baumscheiben sollten Größen von mind. 5 qm aufweisen, damit 
sich die Bäume artgerecht entwickeln können. 

Die Baumpflanzungen werden im Bebauungsplan planungsrechtlich fest-
gesetzt.  

Die beiden Baufelder (Cluster) des Baugebietes sollen sich durch ver-
schiedenartige Bepflanzung von Straßenbäumen und Gehölzen unter-
scheiden. Jedes Cluster erhält seine spezielle Baumart und einen kleinen 
grünen Aufenthaltsbereich im Quartier. 

Grünordnerische 
Maßnahmen auf den 
Baugrundstücken 

Für jedes Baugrundstück wird die Anpflanzung  eines mittel- bis großkro-
nigen Laubbaumes vorgesehen und im Bebauungsplan als Pflanzgebot 
festgesetzt. Der Standort innerhalb des Baugrundstückes ist frei zu wäh-
len, jeweils unter Berücksichtigung der Vorgaben des Nachbarschafts-
rechtes. Die Maßnahme dient einer wirksamen und raschen Begrünung 
des neuen Baugebietes. 

Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke sollen mit Ausnahme 
der Stellplätze, Zufahrten und Zugänge als Grünflächen angelegt, mit 
Gehölzen und Stauden bepflanzt und unterhalten werden. Für die zu be-
festigenden Flächen auf den Baugrundstücken (Stellplätze, Zufahrten etc.) 
sind ausschließlich wasserdurchlässige Beläge zu verwenden, sei es als 
beispielsweise als Rasenpflaster, wassergebundene Decke oder Kiesflä-
che.  

Das auf den Baugrundstücken anfallende Oberflächenwasser muss nicht 
innerhalb der Gartenfläche versickert werden, da mit dem Zerglebach eine 
Regenwassermulde zur naturnahen und dezentralen Versickerung ge-
schaffen wird (siehe oben). 

Die Sammlung des anfallenden Regenwassers in hauseigenen Zisternen 
und ihre Wiederverwendung als Brauchwasser ist grundsätzlich möglich 
und ökologisch sinnvoll. 

8 Prognose der Umweltauswirkungen der Planung 

Wirkfaktoren Der Bebauungsplan „Zergle I“ dient der Steuerung und Sicherung der 
städtebaulichen Entwicklung im Plangebiet. Da die für das Gebiet vorge-
sehene Planung bereits in weiten Teilen des Plangebiets vollständig und 
in den übrigen Bereichen bereits durch Räumen des Baufeldes vorbereitet 
oder teilweise umgesetzt wurde, sind durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplans nur in sehr geringem Umfang vorhabensbedingte Wirkfaktoren 
gegeben, die über die bereits vorhandenen Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft hinausgehen. 

Umweltwirkungen / 
Beeinträchtigungen 

Nachfolgend werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen, welche 
ausschließlich in Bereichen stattfinden in denen die Planung noch nicht 
vollständig umgesetzt wurde auf die verschiedenen Schutzgüter jeweils 



   

Stadt Konstanz - Bebauungsplan „Zergle I“ - Umweltbericht Seite 17 

einzeln aufgezeigt. Der § 2 (4) BauGB erfordert die Ermittlung derjenigen 
Umweltauswirkungen, die "angemessenerweise verlangt" werden können. 
Aus diesem Grund werden nachfolgend nicht alle denkbaren, sondern nur 
etwaigen erheblichen Auswirkungen behandelt. 

Eingriffstatbestand / 
Eingriff-Ausgleich 

Entscheidend hinsichtlich des Eingriffstatbestandes und die damit verbun-
dene Erfordernis eines Ausgleichs ist gemäß § 1a (3) BauGB, ob im Plan-
gebiet durch die Aufstellung des Bebauungsplans Eingriffe vorbereitet 
werden, die über das bislang bereits zulässige Maß hinausgehen. Wie in 
Kapitel 5 bereits erläutert wurde, überschreitet Art und der Umfang der 
durch den Bebauungsplan festgesetzten Bebauung nicht den gemäß 
§ 34 BauGB aktuell bereits zulässigen Eingriffsumfang. Da insgesamt 
keine Eingriffe vorbereitet werden, die aktuell nicht bereits zulässigen 
wären, ist somit auch kein Ausgleich erforderlich. 

8.1 Mensch 

Lärm- und 
Schadstoffbelastungen 

Baubedingt sind im Plangebiet Beeinträchtigungen in Form von Lärm- und 
Schadstoffimmissionen gegeben und werden bei der zukünftigen Bebau-
ung im Bereich des Bewohnerzentrums und der Kita ebenfalls auftreten. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans treten keine relevanten Ände-
rungen der Situation ein. Gegenüber dem aktuellen Zustand sind keine 
anlage- oder betriebsbedingten Auswirkungen durch die Planung zu er-
warten. 

Schalltechnische 
Untersuchungen 

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg kam in seinem Urteil im 
Rahmen des Normenkontrollverfahrens zu dem Schluss, dass Abwä-
gungsmängel hinsichtlich der Lärmauswirkungen auf das an der Radolf-
zeller Straße 7 (direkt an das Plangebiet angrenzend) gelegene Grund-
stück vorliegen und wies speziell darauf hin, dass kein Lärmgutachten im 
Zuge des damaligen Planungsverfahrens erstellt wurde. Im Zuge der 
Neuaufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“ wurden daher schalltechni-
sche Untersuchungen durchgeführt und eine gutachterliche Stellungnah-
me hinsichtlich des Sachverhaltes unter Berücksichtigung möglicher 
Schallschutzmaßnahmen eingeholt (GSA Limburg GmbH vom 24.03.2011 
und vom 25.7.2014). 

In diesen Untersuchungen ist der Nachweis zu führen, ob durch das Ver-
kehrsaufkommen auf dem Zimmererweg die Immissionsgrenzwerte der  
16. BImSchV am Haus Radolfzeller Strasse 7 eingehalten werden können. 
Des Weiteren ist zu prüfen, ob dieses Gebäude bereits heute über die 
Grenzwerte für die Gesundheitsgefährdung von tags 70 dB(A) und nachts 
60 dB(A) hinaus belastet ist und ob durch das neue Verkehrsaufkommen 
über den Zimmererweg zum einen eine Erhöhung der Geräuschbelas-
tungssituation eintrifft und zum anderen die vorgenannten Grenzwerte für 
die Gesundheitsgefährdungen überschritten werden.  

Verkehrsaufkommen 
 

Für die Untersuchungen wurden für die Radolfzeller Strasse verschiedene 
Verkehrsszenarien zugrunde gelegt, die unterschiedliche Verkehrsmenge 
bzw. Verkehrsbelastungen beinhalten (Modus Consult Ulm). Darüber hin-
aus liegen jüngste Verkehrszählungen der Stadt Konstanz vor, die in 
Prognosenberechnungen einbezogen werden.  

Zur Präzisierung der aktuellen Verkehrsbelastung wurde nach Eröffnung 
der Westtangente die 24 Stunden Belastung ermittelt:  

− Radolfzeller Strasse zwischen Schwaketenstrasse und Stifterstrasse 
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13.600 KFZ/ 24 h 

− Radolfzeller Strasse zwischen Stifterstrasse und Fürstenbergstrasse 
14.400 KFZ/ 24 h 

− Zimmererweg 1.300 KFZ/ 24 h 

 

Ergebnis  Beurteilungspegel 
Zimmererweg 

Bei der für den Zimmererweg in Ansatz gebrachte Verkehrsmenge von 
1.300 Kfz/24h unterschreiten die resultierenden Beurteilungspegel nicht 
nur die Immissionsgrenzwerte nach der  16. BImSchV für Mischgebiete, 
sondern auch die Immissionsgrenzwerte für allgemeine und reine Wohn-
gebiete.  

Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung konnte daher die Einhal-
tung und Unterschreitung der anzuwendenden Immissionsgrenzwerte 
bezogen auf diejenigen Immissionen, die durch das Verkehrsaufkommen 
auf der neuen Straße „Zimmererweg“ bedingt sind, hinsichtlich des Ge-
bäudes „Radolfzeller Straße 7“ nachgewiesen werden. 

Ergebnis Beurteilungspegel  
Radolfzeller Straße 

Bei den für die Radolfzeller Strasse in Ansatz gebrachten Verkehrsmes-
sungen zeigen die daraus resultierende Beurteilungspegel am Anwesen 
Radolfzeller Strasse 7, dass sowohl während der Tages- und auch wäh-
rend der Nachtzeit die Grenzwerte für ein gesundheitsschädliches Aus-
mass eingehalten werden.  

Ergebnis Gesamtimmission / 
Pegeldifferenz 

Eine Änderung der Geräuschbelastungssituation vor dem schutzwürdigen 
Anwesen Radolfzeller Strasse 7 durch Hinzutreten der Geräuschimmissi-
onsanteile durch das Verkehrsaufkommen auf dem Zimmererweg ober-
halb der Grenzwerte für gesundheitsschädliches Ausmaß wird für keine 
Immissionsposition bestimmt.  

Die gutachterlichen Untersuchungen (GSA Limburg GmbH  vom 
25.7.2014) können den Nachweis führen, dass an keiner Immissionsposi-
tion der Grenzwert für Gesundheitsgefährdung tags (70dB(A) und nachts 
60 dB(A) überschritten werden, auch dann, wenn man das zusätzliche 
Verkehrsaufkommen mit berücksichtigt.  

 

Schallschutzmaßnahmen Ein Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen ergibt sich aus den ermittelten 
Änderungen der Geräuschbelastungssituation nicht. 

Der Beurteilungspegel löst aufgrund des Verkehrsaufkommens auf dem 
Zimmererweg keinen Anspruch auf passiven Schallschutz aus. Die Ra-
dolfzeller Strasse wird in ihrer Substanz nicht verändert und erhält somit 
keine wesentliche Änderung per Definition der 16.BImschV.  

 

Erholungseignung Hinsichtlich der Erholungseignung des Plangebietes sind keine relevanten 
negativen Veränderungen gegenüber der aktuellen Situation zu erwarten. 
In den  Grünachsen, kommt es zukünftig zu einer Verbesserung hinsicht-
lich der Erholungseignung. 
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8.2 Arten und Biotope 

Flächeninanspruchnahme Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Arten und Biotope sind le-
diglich in denjenigen Bereichen zu erwarten, in denen noch keine Bebau-
ung errichtet wurde und auch das Baufeld bislang noch nicht vollständig 
geräumt wurde. Dies trifft nur auf den Bereich des geplanten Bewohner-
zentrums und der Kindertagesstätte (dort etwa 1.800 m2) zu. In diesen 
Bereichen kommt es zur dauerhaften Inanspruchnahme von Flächen 
durch die geplanten Versiegelungen. 

Bei den von der Inanspruchnahme betroffenen Flächen handelt es sich 
um Zierrasen und ruderale Grünlandbereiche und somit um Biotoptypen 
geringer bis mittlerer Wertigkeit. 

8.2.1 Natura 2000 

FFH-Gebiet "Bodanrück 
und westlicher Bodensee" 

Südwestlich des Plangebiets entlang des Mühlegrabens befindet sich das 
FFH-Gebiet "Bodanrück und westlicher Bodensee".  

Verträglichkeit Die für das FFH-Schutzgebiet "Bodanrück und westlicher Bodensee" rele-
vanten FFH-Lebensraumtypen am Mühlegraben (Pfeifengraswiesen, 
feuchten Hochstaudenfluren und Auenwälder mit Erle, Esche und Weide) 
sowie die Arten des Anhangs II (sowie deren Habitate), welche den 
Schutzzweck des Gebietes darstellen, sind im Bereich des Plangebietes 
nicht vorhanden. 

Da durch die Aufstellung des Bebauungsplans keine in den Bereich des 
FFH-Gebietes wirkenden zusätzlichen Immissionen ausgehen, und auch 
ansonsten kein spezieller Biotopverbund mit den Flächen des FFH-
Gebietes gegeben ist, sind keine negativen Auswirkungen hinsichtlich der 
Schutz- und Entwicklungsziele des FFH-Gebietes zu erwarten. 

Es ist somit gewährleistet, dass die Aufstellung des Bebauungsplans so-
wohl einzeln als auch im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder 
Plänen nicht geeignet ist, das FFH-Gebiet "Bodanrück und westlicher Bo-
densee" erheblich zu beeinträchtigen. 

8.2.2 Artenschutz 

Rechtliche Vorgaben zum 
Artenschutz im BNatSchG 

Ziel des besonderen Artenschutzes sind die nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 
BNatSchG besonders und streng geschützten Arten (wobei die streng 
geschützten Arten eine Teilmenge der besonders geschützten Arten dar-
stellen). Dazu zählen (streng geschützte Arten im Fettdruck): 

• Arten des Anhangs A und B der EG-Artenschutzverordnung (EG-VO 
338/97) 

• Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie 
• alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie 
• Arten der Anlage 1, Spalte 2 und Spalte 3 der Bundesartenschutz-

verordnung (BArtSchV) 

Nach § 44 (1) BNatSchG ist es verboten, 

1.  wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, 
sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2.  wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwin-
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terungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche 
Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand 
der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3.  Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der beson-
ders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören, 

4.  wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte 
zu beschädigen oder zu zerstören. 

Neben diesen Zugriffsverboten gelten Besitz- und Vermarktungsverbote. 

Nach § 44 (5) gelten bei Eingriffen im Bereich des Baurechts die aufge-
führten Verbotstatbestände nur für nach europäischem Recht geschütz-
te Arten, d.h. die in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten und 
die europäischen Vogelarten. Es liegt außerdem dann kein Verbotstatbe-
stand im Sinne des Satzes Nr. 3 vor, wenn die ökologische Funktion der 
von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im räumli-
chen Zusammenhang weiterhin erfüllt ist, oder wenn dies durch vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen erreicht werden kann. In diesem Fall sind 
auch mit der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten verbundene 
unvermeidliche Beeinträchtigungen von Individuen vom Verbot in Satz 
Nr. 1 ausgenommen. 

Wenn die Planung dazu führt dass Verbotstatbestände eintreten, ist sie 
grundsätzlich unzulässig. Es ist jedoch nach § 45 eine Ausnahme von den 
Verboten möglich, wenn 

• zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vorlie-
gen 

• und es keine zumutbaren Alternativen gibt 
• und der günstige Erhaltungszustand für die Arten trotz des Eingriffs 

gewährleistet bleibt. 

Arten des Anhangs IV 
der FFH -Richtlinie 

Es ist davon auszugehen, dass das Plangebiet der Zwergfledermaus als 
Jagdhabitat dient. Zudem ist nicht auszuschließen, dass an Gebäuden im 
Plangebiet Strukturen vorhanden sind, die ein Quartierpotential für die Art 
besitzen. 

Für das Vorkommen sonstiger Tier- oder Pflanzenarten des Anhangs IV 
im Plangebiet gibt es auf der Grundlage der vorhandenen Biotoptypen und 
Habitatstrukturen keine Hinweise. 

Vögel Da sämtliche europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtli-
nie geschützt sind, ist diese Artengruppe grundsätzlich relevant. Es ist 
davon auszugehen, dass in den vorhandenen Ziergärten vor allem allge-
mein verbreiteten, typischen Vertreter der Siedlungsbereiche anzutreffen 
sind. Da die Gärten erst vor kurzem angelegt wurden fehlen jedoch vor 
allem ältere Gehölze, die für viele Vogelarten wichtig sind. Zudem ist auf-
grund der aktuellen Bautätigkeit im Plangebiet eine hohe Störungsintensi-
tät gegeben. Es ist daher aktuell von einem deutlich verarmten Artenbe-
stand im Plangebiet auszugehen. 

Beeinträchtigungen / 
Verbotstatbestände 

Der Bebauungsplan sieht keine Eingriffe vor, die erhebliche Beeinträchti-
gungen für die oben genannten Arten des Anhangs IV sowie die Arten-
gruppe der Vögel erwarten lassen würden. Somit sind keine negativen 
Auswirkungen zu befürchten. Insgesamt ist damit zu rechnen, dass sich 
die Eignung des Plangebiets als Lebensraum für Vögel und auch für die 
Zwergfledermaus im Laufe der nächsten Jahre aufgrund des Zuwachses 
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der vorhandenen noch jungen Gehölze und aufgrund des Rückgangs der 
Bautätigkeit verbessern wird. 

Insgesamt ist somit davon auszugehen, dass die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes keine Eingriffe vorbereitet, welche die Verletzung von Verbots-
tatbeständen des § 44 (1) BNatSchG wahrscheinlich erscheinen lassen. 

8.3 Boden 

Versiegelung Flächeninanspruchnahme durch zusätzliche bauliche Anlagen auf noch 
nicht bereits versiegelten Flächen findet nur in sehr geringem Umfang im 
Bereich des geplanten Bewohnerzentrums und der Kindertagesstätte statt. 
Hierbei werden im Plangebiet insgesamt etwa 1.800 m2 vegetationsbe-
standene Böden beansprucht. Insgesamt ist somit mit keinen erheblichen 
negativen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden durch die Planung 
zu rechnen. 

8.4 Wasser 

Grundwasser In Bezug auf den Grundwasserhaushalt ist gegenüber der aktuellen Situa-
tion durch die geplanten zusätzlichen Versiegelungen im Umfang von 
maximal etwa 1.800 m2 keine erhebliche Beeinträchtigung zu erwarten. 
Das Grünordnungskonzept und die Festsetzungen des Bebauungsplans 
sehen zudem die Versickerung des auf den Baugrundstücken anfallenden 
Oberflächenwassers vor (siehe Vermeidungsmaßnahmen). 

Oberflächenwasser Im Grünordnungskonzept und in den Festsetzungen des Bebauungsplans 
ist in der zentralen, in Nord-Südrichtung verlaufenden Grünachse ein 
Bachlauf („Zerglegraben“) bzw. Flächen für die Rückhaltung und Versicke-
rung von Oberflächenwasser vorgesehen. Gegenüber der aktuellen Situa-
tion (lediglich zwei vollständig verrohrte Oberflächengewässer im Plange-
biet vorhanden) stellt die Planung daher eine Verbesserung hinsichtlich 
des Schutzguts Wasser dar. 

8.5 Luft/ Klima 

Versiegelung / Bebauung Aufgrund des vergleichsweise geringen Umfangs zusätzlicher Versiege-
lungen (maximal etwa 1.800 m2) wird keine erhebliche Beeinträchtigung 
des Schutzguts Klima bewirkt. Veränderungen der derzeit gegebenen 
Luftströme durch die geplanten Gebäudekörper sind gegenüber der aktu-
ellen Situation nicht zu erwarten. 

Lufthygiene Da im Zimmererweg noch nicht alle Wohngebäude errichtet sind, kommt 
zukünftig in diesem Bereich zu einer sehr geringen Erhöhung des Ver-
kehrsaufkommens, wodurch jedoch keine erhebliche Veränderung der 
lufthygienischen Situation bewirkt wird. 

8.6 Landschaft / Ortsbild 

Versiegelung / Bebauung Durch die geplanten Versiegelungen und Bebauung sind gegenüber dem 
derzeitigen Zustand keine negativen Auswirkungen hinsichtlich des Land-
schaftsbildes oder des Ortsbilds zu erwarten. Vielmehr ist damit zu rech-
nen, dass sich das Landschaftsbild / Ortsbild im Laufe der nächsten Jahre 
nach Abschluss der Baumaßnahmen durch die zunehmende Begrünung 
der Hausgärten und der beiden Grünachsen sowie durch die Anlage des 
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vorgesehenen „Zerglegrabens“ insgesamt verbessern wird. 

8.7 Kultur- und Sachgüter 

 Nicht vorhanden. 

8.8 Wechselwirkungen 

 Auswirkungen auf Wechselwirkungen einschließlich Wirkungsverlagerun-
gen werden, sofern vorhanden, in den jeweiligen Kapiteln der einzelnen, 
von Auswirkungen betroffenen Schutzgüter mit dargestellt. 

9 Planungsalternativen 

9.1 Prognose Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

§ 34 BauGB Aufgrund der bereits aktuell vorhandenen Bebauung ist das Plangebiet 
vollständig dem Innenbereich zuzurechnen. Aus diesem Grund kann da-
von ausgegangen werden, dass bei Nichtdurchführung der Planung eine 
Bebauung auf Basis von § 34 BauGB erfolgen würde. Somit käme es zu 
einer vergleichbaren, möglicherweise auch zu einer höheren Versiegelung 
und Bebauungsdichte als durch den Bebauungsplan ermöglicht wird. 
Durch den Bebauungsplan kann die Höhe, Umfang und Lage der Gebäu-
de gesteuert werden und die Umsetzung des grünordnerischen Konzeptes 
gewährleistet werden. 

9.2 Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 

Aktuelle Situation Da die Neuaufstellung des Bebauungsplans zum größten Teil lediglich 
den aktuell bereits vorhandenen Bestand festschreibt, erübrigt sich die 
Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten weitgehend. Es sollen im 
Folgenden jedoch diejenigen Planungsmöglichkeiten beschrieben werden, 
die im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans im Jahr 
2003 geprüft wurden. 

FNP / LP Die Grundlage für die Entwicklung des Bebauungsplan „Zergle I“ bildet der 
FNP und der LP auf dessen Ebene grundsätzliche Standortalternativen 
hinsichtlich der Siedlungsentwicklung überprüft wurden. Aufgrund der 
zentrumsnahen Lage des Plangebietes und der höheren ökologischen 
Wertigkeit alternativer Flächen wurde das Plangebiet (bzw. der östliche 
Teil, während der westliche Teil des Plangebietes als Bestand dargestellt 
ist) für die Siedlungsentwicklung im FNP dargestellt. 

Maß der baulichen Nutzung Hinsichtlich des Maß der baulichen Nutzung wurden im Zuge des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplan - welches im Satzungsbeschluss 
im Jahr 2003 mündete -  unterschiedliche Planungsmöglichkeiten geprüft 
und die gewählte als die hinsichtlich der Bedürfnisse der zukünftigen Be-
wohner und hinsichtlich der Grünordnung vorzugswürdige ausgewählt. 

Oberflächengewässer Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde auch die Möglichkeit 
der Offenlegung des aktuell verrohrten Mühlen- und Schwaketengraben 
geprüft. Wegen der tiefen Lage (ca. 4 m) der Verrohrung wurde diese 
Option jedoch als nicht realisierbar verworfen. 
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Erschließung / Verkehr Als anderweitige Planungsmöglichkeit wurde im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens auch eine Erschließung des Plangebietes ausschließlich 
über den Mühlenweg geprüft. Aufgrund der im Einmündungsbereich des 
Mühlenwegs in die Radolfzeller Straße entstehenden bzw. bereits vorhan-
denen Engstelle wurde jedoch eine ergänzende Erschließung über den 
Zimmererweg gewählt. 

10 Umweltschützende Maßnahmen 

Vermeidungs- / 
Verminderungsmaßnahme 

Der Bebauungsplan „Zegle I“ beinhaltet folgende Maßnahmen zur Ver-
meidung und Verminderung von Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft: 

• Flächensparende Bauweise / Einschränkungen hinsichtlich des zuläs-
sigen Umfangs versiegelbarer Flächen. 

• Retention und Versickerung im Plangebiet anfallenden Oberflächen-
wassers im Plangebiet. 

• Anpflanzung von Bäumen / Dauerhafter Erhalt der im Plangebiet neu 
gepflanzten Bäume. 

Grünordnerische / 
gestalterische Maßnahmen 

Darüber hinaus werden folgende grünordnerische Maßnahmen mit positi-
ven Auswirkungen auf Natur und Landschaft umgesetzt. 

• Schaffung eines neuen Gewässerbiotops "Zerglebach" (ca. 130 lfm). 
• Intensive Bepflanzung und qualitätvolle Gestaltung des neuen Bauge-

bietes. 
• Anlage öffentlicher Grünflächen mit vielfältigen Spielbereichen von 

hoher Aufenthaltsqualität und durchgehender Fuß- und Radwege. 

11 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen 

 
Spezielle Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen sind 
nicht erforderlich. 

12 Zusammenfassung 

Normenkontrolle Da der Bebauungsplan „Zergle I“ aus dem Jahr 2003 vom Verwaltungsge-
richt für unwirksam erklärt wurde, soll nun durch Neuaufstellung des Be-
bauungsplans die planungsrechtliche Grundlage für die (überwiegend 
bereits zwischenzeitlich errichtete) Bebauung unter Berücksichtigung der 
festgestellten Abwägungsmängel geschaffen werden und so die städte-
baulichen Ziele gesichert werden. 

Lage des Plangebietes Das Plangebiet befindet sich direkt südlich an den Ortskern von Wollmati-
ngen angrenzend. Die nordöstliche Grenze des Plangebietes bildet die 
Radolfzeller Straße, die westliche Grenze stellte der Mühlenweg dar, im 
Süden erstreckt sich das Plangebiet bis zur Mannheimer Straße. Die Grö-
ße des Plangebietes beträgt insgesamt 4,0 ha. 

Städteplanerische Ziele Städtebauliches Ziel ist die Entwicklung bzw. Sicherung eines zentrums-
nahen, qualitätvollen und nutzerfreundlichen Wohngebietes in Wollmatin-
gen. Dies schließt auch die Integration von Flächen für den Gemeinbedarf 
in Form einer Kindertagesstätte und eines Bewohnerzentrums ein. Entlang 
der Radolfzeller Straße ist das Ziel die Sicherung der vorhandenen Nut-
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zung durch Festsetzung eines Mischgebiets. 

Konzept für 
Grün- und Freiflächen 

Das grünordnerische Konzept, zeichnet sich durch ausgeprägte grüne 
Achsen in nord-südlicher und in ost-westlicher Richtung aus, welche auch 
Fuß-Radwege, Spielplätze und Spielwiesen beherbergen. Zudem sollen 
die anfallenden Oberflächenwässer im Bereich der in Nord-Südrichtung 
verlaufenden Grünachse in einen neu geschaffenen Bachlauf integriert 
und teilweise versickert werden. 

Eingriffs-Ausgleich-Bilanz Da der Bebauungsplan „Zergle I“ aus dem Jahr 2003 ungültig ist, das 
Plangebiete jedoch aufgrund der zwischenzeitlich errichteten Bebauung 
vollständig dem Innenbereich zuzurechnen ist, richtet sich das zulässige 
Maß an Bebauung ohne Bebauungsplan nach § 34 BauGB. Die im Be-
bauungsplan festgesetzten Bebauung überschreitet nicht den gemäß § 34 
BauGB bereits zulässigen Eingriffsumfang. Darüber hinausgehende na-
turschutzrechtliche Eingriffe werden durch den Bebauungsplan nicht vor-
bereitet. Da keine nicht bereits zulässigen Eingriffe vorbereitet werden, ist 
auch kein Ausgleich erforderlich. Auf eine spezielle Eingriff-
Ausgleichsbilanzierung wird aus diesem Grund im Umweltbericht verzich-
tet. 

Umweltauswirkungen Erhebliche Umweltauswirkungen durch die Aufstellung des Bebauungs-
plans sind insgesamt nicht zu erwarten, da die Planung bereits weitge-
hend umgesetzt ist bzw. derzeit in Umsetzung ist. 

Arten- und Gebietsschutz Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes werden auch keine Eingriffe 
vorbereitet, welche die Verletzung von Verbotstatbeständen des § 44 (1) 
BNatSchG wahrscheinlich erscheinen lassen. 

Eine Verträglichkeit der Aufstellung des Bebauungsplans mit den Schutz- 
und Entwicklungszielen des südwestlich außerhalb des Plangebietes ge-
legenen FFH-Gebietes ist gegeben. 

Vermeidungs- / 
Verminderungsmaßnahme 

Der Bebauungsplan „Zegle I“ beinhaltet folgende Maßnahmen zur Ver-
meidung und Verminderung von Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft: 

• Flächensparende Bauweise / Einschränkungen hinsichtlich des zuläs-
sigen Umfangs versiegelbarer Flächen. 

• Retention und Versickerung im Plangebiet anfallenden Oberflächen-
wassers im Plangebiet. 

• Anpflanzung von Bäumen / Dauerhafter Erhalt der im Plangebiet neu 
gepflanzten Bäume. 

Grünordnerische / 
gestalterische Maßnahmen 

Darüber hinaus werden folgende grünordnerische Maßnahmen mit positi-
ven Auswirkungen auf Natur und Landschaft umgesetzt. 

• Schaffung eines neuen Gewässerbiotops "Zerglebach". 
• Intensive Bepflanzung und qualitätvolle Gestaltung des neuen Bauge-

bietes. 
• Anlage öffentlicher Grünflächen mit vielfältigen Spielbereichen von 

hoher Aufenthaltsqualität und durchgehender Fuß- und Radwege. 
 

Lärmimmissionen 
 

Um die vom Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg genannten Ab-
wägungsmängel hinsichtlich der Lärmauswirkungen zu berücksichtigen, 
wurden im Zuge der Neuaufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“ er-
gänzende schalltechnische Untersuchungen (mit verschiedenen Szenari-
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en bezüglich des Verkehrsaufkommens) durchgeführt. 

In der gutachterlichen Stellungnahme von GSA Limburg GmbH vom 
25.7.2014 wird der Nachweis geführt, dass durch das Verkehrsaufkom-
men auf der neuen Strasse Zimmererweg die Immissionsgrenzwerte der 
16.BImSchV am Haus Radolfzeller Strasse 7 eingehalten werden 

Anhand modifizierten Verkehrsmengenangaben wird darüber hinaus der 
Nachweis erbracht, dass an keiner Immissionsposition der Grenzwert für 
die Gesundheitsgefährdung von tags 70 dB(A) und nachts  60 dB(A) auch 
durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen überschritten wird.   

Fazit Die Aufstellung des Bebauungsplans „Zergle I“ ist mit keinen erheblichen 
negativen Umweltwirkungen verbunden, da die Planung aktuell bereits 
weitgehend umgesetzt wurde. Von dem grünordnerischen Konzept gehen 
zudem positive Auswirklungen auf Natur und Landschaft aus. 

 
Freiburg, den 12.8.2014 
 

Edith Schütze 

Dipl. Ing. Landschaftsarchitektin bdla 

www.faktorgruen.de 
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Anhang: In den Bebauungsplan „Zergle I“ integrierte, grünordnerische Maßnahmen 
 
Die planungsrechtlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans 
„Zergle I“ sind mit denen des Satzungsbeschlusses im Jahr 2003 identisch. 
 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN: 

1. ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE § 9 (1) Nr. 15 BauGB 

Die öffentlichen Grünflächen sind durch Darstellung im Bebauungsplan gekennzeichnet.  

2. FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHAFT, DEN HOCHWASSERSCHUTZ UND DIE 
REGELUNG DES WASSERABFLUSSES § 9 (1) Nr. 16 BauGB 

Im Bebauungsplan sind Flächen für die Aufnahme, Retention und Versickerung von Oberflächenwasser 
festgesetzt. 

3. ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
§ 9 (1) Nr. 25a BauGB 

Für alle Baumpflanzungen gilt, dass bei Abgang oder bei Fällung eines Baumes als Ersatz ein ver-
gleichbarer Laubbaum gemäß den Vorgaben des Grünordnungsplanes nachzupflanzen ist. 

3.1 ANPFLANZUNGEN VON LAUBBÄUMEN AUF ÖFFENTLICHEN FLÄCHEN 

Im Bebauungsplan sind durch Planeintrag Festsetzungen für das Anpflanzen von mittel- bis großkroni-
gen Laubbäumen auf öffentlichen Flächen (Grünzone, Stellplätze und entlang öffentlicher Straßen) ge-
troffen. 

Artenwahl: Esche (Fraxinus excelsior), Spitzahorn (Acer platanoides), Birne (Pyrus  calleryana), Platane 
(Platanus acerifolia), Tulpenbaum (Liriodendron tulipifera), Amberbaum (Liquidamber styraciflua), 
Baumhasel (Corylus  colurna) u.ä. 
Größe: Stammumfang mind. 18 cm 
Standort: entsprechend zeichnerischen Festsetzung des  Bebauungsplans 
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung  

3.2  ANFPLANZUNG VON GEHÖLZEN AUF ÖFFENTLICHEN FLÄCHEN  

Innerhalb der Grünzone  sind  auf öffentlichen Flächen im Umfeld von Bachlauf und von Regenwasser-
mulde Festsetzungen zur  Anpflanzung von Gehölzen getroffen. 

Artempfehlung für Bach-Bereich: Schwarzerle (Alnus glutinosa), Strauchweiden (Salix caprea, S. mas, 
S. viminalis etc.), Hainbuche (Carpinus betulus), Wasserschneeball (Viburnum lantana), Pfaffenhütchen 
(Euonymus europaeus) u.ä. 
Die Anpflanzung ist mit Weiden regionaler Herkunft vorzunehmen. Zu empfehlen ist der Schnitt von 
Stecklingen aus dem unmittelbaren Umfeld. Ein Herkunftsnachweis ist der Unteren Naturschutzbehörde 
vorzulegen. 
Artempfehlung für übrige Grünzone: Hasel (Corylus avellana), Kornelkirsche (Cornus mas), Liguster 
(Ligustrum vulgare), Feldahorn, (Acer campestre), Felsenbirne (Amelanchier spec.), Heckenrose (Rosa 
spec.), o.ä. 
Standort: auf öffentlichen Flächen, entsprechend Planeintrag 
Größe: Sträucher, mind.  60 -100 cm, Heister 2xv 
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung 

3.3 ANPFLANZUNGEN VON LAUBBÄUMEN AUF STELLPLÄTZEN 

Für private und öffentliche Kfz-Stellflächen werden Festsetzungen zur Anpflanzung von mittel- bis groß-
kronigen hochstämmigen Laubbäumen getroffen. Die Bäume sind (mit Ausnahme der Bäume in Platz-
bereichen mit sickerfähigen Belägen) in mind. 5 qm große Pflanzbeete zu setzen. 
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Artenwahl: Platane (Platanus acerifolia), Tulpenbaum (Liriodendron tulipifera), Amberbaum (Liquidam-
ber styraciflua) u.ä. 
Größe: Hochstämme, Stammumfang mind. 18 cm 
Standort: pro 3 Stellplätze ein Baum bei bündiger Anordnung; pro 4 Stellplätze ein Baum bei zweibündi-
ger Anordnung 
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung  

3.4 ANPFLANZUNGEN VON LAUBBÄUMEN AUF DEN BAUGRUNDSTÜCKEN   

Je Baugrundstück (je Einzelhaus, Doppelhaushälfte, Reihenhausparzelle) ist mind. ein mittel- (bis groß-) 
kroniger Einzelbaum zu pflanzen. 

Artempfehlung: Baumhasel (Corylus  colurna), Obstbäume (Kirsche, Birne, Apfel), Judasblattbaum 
(Cercis siliquastrum), Magnolia (Magnolia kobus) u.ä. 
Standort: frei wählbar auf dem Baugrundstück  
Größe: Hochstamm, Stammumfang mind. 12 cm 
Anpflanzungszeit: spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung 

3.5 DACHBEGRÜNUNG 

Flachdächer sind extensiv mit einer mind. 5 cm starken Substratschicht .zu begrünen. 

4. FLÄCHE FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

Die gesamte von Norden nach Süden das Planungsgebiet durchziehende Grünzone wird im Bebau-
ungsplan als Biotopentwicklungsfläche festgesetzt. 

Die vorhandenen vitalen Gehölzbestände sind im Umfeld des Bachlaufs soweit möglich zu erhalten, und 
es sind hier Nachpflanzungen aus heimischen Gehölzen vorzunehmen. Die Gehölze sind art- und fach-
gerecht  abschnittsweise zu schneiden.  

Entlang des Bachgrabens sind standortgerechte Neupflanzungen aus Bäumen, Sträuchern und Stauden 
vorzunehmen und zu unterhalten. Die gehölzfreien Flächen sind mit standortgerechter, artenreicher 
Wiesenmischung anzusäen. 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  

1. GESTALTUNG DER UNBEBAUTEN GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN § 74 (1) Nr. 3 LBO 

1.1 Die nicht überbaubaren Flächen der Baugrundstücke sind mit Ausnahme der Stellplätze, Zufahr-
ten und Zugänge als Grünflächen anzulegen und mit Gehölzen und Stauden zu bepflanzen. 

1.2 Für Stellplätze, Zufahrten und Zuwege, Gehwege und Garagenvorplätze sind ausschließlich 
wasserdurchlässige Beläge zulässig (Rasenpflaster, wassergebundene Decke, wasserdurchlässiges 
Pflaster etc.). 

2. EINFRIEDIGUNGEN § 74 (1) Nr. 3 LBO 

2.1 Einfriedigungen (Zäune und Hecken) sind bis zu einer Höhe von 0,8 m zulässig. Einfriedigungen 
sind 50 cm hinter die öffentliche Verkehrsfläche zurückzuversetzen. Die Zwischenfläche ist zu begrünen 
und  zu pflegen. 

2.2.  Zäune sind einfach und zurückhaltend und entsprechend der örtlichen Situation einheitlich aus-
zubilden. Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 
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STADT KONSTANZ  
 
Bebauungsplan " Zergle I"  Konstanz, Wollmatingen  
 

 
Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB  
Umwelterklärung als Beifügung zum Bebauungsplan 
 
 

Gemäß § 10 Abs. 4 BauGB wird dem Bebauungsplan eine zusammenfassende Erklärung 
/ Umwelterklärung beigefügt, in welcher dargestellt wird, wie die Umweltbelange und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Bürgerbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksich-
tigt wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Be-
tracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. Sie dient einer 
allgemeinen Kurzinformation nach Abschluss des Verfahrens. 
 
 
1.  Berücksichtigung der Umweltbelange 
 

Der Gemeinderat der Stadt Konstanz hat den Belangen des Umwelt- und Naturschutzes 
durch folgende Punkte entsprochen: 
 
- Erstellung eines Umweltberichtes mit der Darstellung und Prüfung der Umweltaus-

wirkungen auf die Schutzgüter 
- Berücksichtigung von Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Beein-

trächtigungen von Natur und Landschaft 
- Berücksichtigung von Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchtigungen von Na-

tur und Landschaft 

 

Konkret wurden insbesondere folgende Umweltbelange in der Planung berücksichtigt: 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung und zum Ausgleich von Beeinträchtigun-
gen: 

 
-  Flächensparende Bauweise / Einschränkungen hinsichtlich des zulässigen Umfangs 

versiegelbarer Flächen. 
-  Retention und Versickerung im Plangebiet anfallenden Oberflächenwassers im 

Plangebiet. 
- Anpflanzung von Bäumen / Dauerhafter Erhalt der im Plangebiet neu gepflanzten 

Bäume. 
 

Darüber hinaus werden folgende grünordnerische Maßnahmen mit positiven Auswirkun-
gen auf Natur und Landschaft umgesetzt. 

 
- Schaffung eines neuen Gewässerbiotops "Zerglebach" (ca. 130 lfm). 
- Intensive Bepflanzung und qualitätvolle Gestaltung des neuen Baugebietes. 
- Anlage öffentlicher Grünflächen mit vielfältigen Spielbereichen von hoher Aufent-

haltsqualität und durchgehender Fuß- und Radwege. 
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Maßnahmen außerhalb des Bebauungsplangebiets zum Ausgleich von Beeinträchtigun-
gen: 

 
- Auf der Ausgleichsfläche S 3 (Biotopentwicklungsfläche im FNP und Landschafts-

plan; Wiesenfläche seitlich des Mühlegrabens) sind Gehölzanpflanzungen entlang 
des Weges im Umfeld des Baches vorgesehen  

 
 
2.  Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
 
Grundsätzlich bezogen sich fast alle im Rahmen der Auslegung des Bebauungsplanes 
eingegangenen  Anregungen auf das Umweltthema Verkehr. Ergänzend hat der Gemein-
derat daher beschossen, dass die Stichstraße (Verbindungsstraße vom Mühlenweg zur 
Radolfzeller Straße) in den Bebauungsplan aufgenommen wird und erst nach Fertigstel-
lung der Westtangente gebaut wird. Weiterhin wurde beschlossen, dass in einer ersten 
Stufe nur Erschließungsmaßnahmen bis zu einem Maß von 40 Häusern vorzunehmen 
sind.  
 
Durch die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurden folgende weitere Umweltbe-
lange in der Planung berücksichtigt. 
 
- Übernahme von Hinweisen der Gewässerdirektion bezüglich Sicherheitsvorkehrun-

gen im Umfeld des Gewässers.  
- Die Zuordnungsfestsetzungen für die naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßna-

hamen  wurde dahingehend erweitert, dass die einzelnen Eingriffsgrundstücke kar-
tograph dargestellt und gekennzeichnet wurden.  

 
Darüber hinaus ergaben sich aus der Behörden- und Bürgerbeteiligung keine maßgebli-
chen Änderungen des Bebauungsplanes hinsichtlich der Umweltbelange. 
 
In Ergänzung zur gemeinderätlichen Abwägung von 2003 zum Thema Verkehr hat der 
Gemeinderat zur Fehlerbereinigung 2010  des für unwirksam erklärten Bebauungsplanes 
eine weitere verkehrs- und lärmtechnische Stellungnahme beauftragt und diese Ergebnis-
se wie folgt berücksichtigt.  
 
 
Der Gemeinderat empfiehlt als verkehrsrechtliche Maßnahme auf der Radolfzeller Straße 
im Bereich zwischen Schwaketenstraße und Kreuzungsbereich Ried-/Fürstenbergstraße 
unter Berücksichtigung der Straßenverkehrsordnung zur Geschwindigkeitsbeschränkung 
40 km/h Tag und Nacht.  
Des Weiteren sind die Planungen in Vorbereitung die zunächst die Sanierung der Radolf-
zeller Straße zwischen Kindlebildstraße und Schwaketenstraße vorsehen. In weiteren 
Bauabschnitten ist die Sanierung der Radolfzeller Straße in den restlichen Bereichen vor-
gesehen. 
Darüber hinaus plant die Stadt Konstanz für den Ortsteil Wollmatingen eine Verkehrsbe-
ruhigung durchzuführen. Des Weiteren sind im Rahmen des Lärmaktionsplans für die 
Radolfzeller Straße als Landesstraße positive Veränderungen i.S. von Lärmreduktionen 
zu erwarten. 
 
 
Freiburg, den 24.10.2014 
 
Edith Schütze 
Dipl. Ing. Landschaftsarchitektin bdla 
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